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Druck und Verlag der Hof⸗ Buchdruckerei von W. Decker & Comp. Verantwortlicher Redakteur: G. Müller. 


An die Zeitungsleſer. 


Beim Ablauf des Aten Quartals bringen wir in Erinnerung, daß hieſige Leſer für dieſe Zeitung I Rthlr. 74 Sgr., auswärtige aber 1 Kthlr. 


184 Sgr. als vierteljährliche Pränumeration zu zahlen haben, 
die ganze Monarchie zu haben iſt. — Die 


wofür dieſe täglich erſcheinende Zeitung auf allen Königlichen Poſtämtern durch 
ränumeration für ein Exemplar auf Schreibpapier beträgt 15 Sgr. für das Vierteljahr mehr, als der 


oben angeſetzte Preis. — Bei Beſtellungen, welche nach Anfang des laufenden Vierteljahres eingehen „ iſt es nicht unſere Schuld, wenn die frühern 


Nummern nicht nachgeliefert werden können. — Poſen, 


den 17. Juni 1847. 


Die Zeitungs=- Erpedition von W. Decker & Comp. 


Inland. 


Berlin den 15. Juni. Se. Königl. Hoheit der Prinz Karl iſt nach Ita 
lien abgereift. — Der General⸗Major und Kommandeur der- 11. Landwehr⸗Bri⸗ 
gade, von Williſen, iſt von Breslau hier angekommen. — Der außerordent⸗ 
liche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter am Königl. Sardiniſchen Hofe, Kam⸗ 
merherr Graf von Redern ift nach London abgereiſt. 


Die Deutſche Auswanderung nach Quebek, die ſich ſoeben in Folge 
der neuern Amerikaniſchen Geſetze über den Transport der Emigranten in Bremen 
zu organiſtren beginnt, hat nicht ſowol für Deutſchland als für England ein ho⸗ 
hes politiſches Intereſſe. Bekanntlich iſt Canada eine ſehr gefährdete Beſitzung 
für England. Die Vereinigten Staaten find nach deſſen Beſitz lüſtern, und die 
Franzöſiſche Nationalität des beiweitem zahlreichſten Theiles der Bewohner deſſel⸗ 
ben bindet dieſe wenig an England, macht ſie vielmehr zu einer Trennung von 
demſelben geneigt, wie fie denn auch mehr als Ein Mal eine ſolche verſucht ha⸗ 
ben. Unter dieſen Umſtänden liegt eine Schwächung des Franzöſiſchen Elements 
und eine Kräftigung des Engliſchen im Intereſſe der Britiſchen Regierung. Letz⸗ 
tere hat zu dem Ende auch die Auswanderung aus England nach Canada ſchon 
längſt empfohlen und begünſtigt. Allein da die Mehrzahl der Emigranten aus 
Großbritannien Irländer find, dieſe aber bekanntlich ſich zur Unterſtützung Engli- 
ſcher Intereſſen wenig eignen, ſo kann eine Einwanderung von Deutſchen für 
England nur wünſchenswerth ſein. Von dieſen darf es nämlich hoffen, daß ſie 
ſich von dem feindlichen Franzoͤſiſchen Geiſte der Canadier nicht jo leicht werden 
anſtecken laſſen, da Sprache und in der Regel auch die Religion Beide von einan⸗ 
der trennt. Dagegen werden ſich die Deutſchen Koloniſten an die dortigen Eng⸗ 
länder leichter anſchließen, da Sprache, Sitten und Religion beide Völker einan⸗ 
der nähern. Die Zukunft wird es zeigen, ob die Engliſche Regierung dieſe ihr 
günſtigen Chancen benutzen und die Anſiedelung der Deutſchen in Canada begün⸗ 
ſtigen wird. Jedenfalls würde fie ſich dadurch für die Folge einen mächtigen Bun⸗ 
desgenoſſen gegen die Angriffe der Vereinigten Staaten dort ſchaffen. Für die 
Auswanderer ſelbſt aber, beſonders für die minder bemittelten, iſt es erwünſcht, 
wenn ſie in Canada bleiben können. Ihre Reiſe iſt dadurch bedeutend verkürzt, 
fie erhalten ſich demnach einen Theil der Reiſekoſten, den fie zum Ankaufe größe- 
ter Ländereien und zur erſten Einrichtung werden anwenden können. Im ſüdli⸗ 
chen Canada iſt übrigens das Klima dem der Vereinigten Staaten ähnlich und 
dort wie hier warten zahlreiche Länderſtrecken auf den Anbau durch fleißige Hände. 
Auch hat Canada eine eigne Verfaſſung, es genießt jede vernünftige Freiheit und 
entgeht vielen Gefahren und Uebeln der Amerikaniſchen Demokratie, und England 
begünftigt jetz deſſen Produktenhandel ſehr. 


Berlin. — Wie verſichert wird, hat der König eine abermalige Verlän⸗ 
gerungsfriſt von acht Tagen für die Verhandlungen des Vereinigten Landtags 
bewilligt, fo daß der Schluß der Sitzungen erſt mit Ende dieſes Monats eintreten 
“dürfte. 

55 Berlin wird der Kölniſchen Zeitung geſchrieben: „Man erzählt hier, 
daß die Mitglieder der Oppoſition den Entſchluß gefaßt hätten, auch nach 
dem Schluſſe des Landtags ein permanentes Comité aus ihrer Mitte zu ernennen 
und daſſelbe mit der Leitung und Vorbereitung aller im Parteiintereſſe liegenden 
Angelegenheiten zu betrauen, und fügt hinzu, daß der Graf von Schwerin an 


gen gemacht worden. 


der Spitze dieſes Comité ſtehen ſolle. Wir können jedoch mit Beſtimmtheit verſi⸗ 
chern, daß den Stimmführern dieſer Partei bis jetzt noch nichts von einem derar⸗ 
tigen Plane bekannt iſt.“ 

Berlin. — Die beruhigende Deklaration über die emittirten neuen Bank⸗ 
noten, hat an der Börfe das Geſchaͤft in Bank-Antheils⸗ Scheinen (oder Bank⸗ 
Aktien) ſchon ſehr belebt und den Cour derſelben wieder in die Höhe gebracht. — 
Ein ehemaliger reicher Banquier und Wollhändler iſt vorgeſtern in Folge unglück⸗ 
licher Spekulationen in Wahnſinn verfallen. — Zum Kauf des friſch geſchlachte⸗ 
ten Pferdefleiſches iſt der Andrang fo groß, daß bewaffnete Macht denſelben abhal⸗ 
ten muß, und daß der Verein gegen Thierquälerei das Publikum damit nicht be⸗ 
friedigen kann. Das Billige und der Reiz der Neuheit mögen wohl hauptſächlich 
die Kaufluſt rege halten. — Hochgeſtellte Perſonen ſtellen die Nachricht ſehr in 
Zweifel, daß Kaifer Nikolaus während dieſes Sommers ein Deutſches Bad bes 
ſuchen werde. — Mehrere Mitglieder des Schleſiſchen Herrenſtandes find bereits 
am 11. d. in ihre Heimath zurückgekehrt. 

Aus Preußen. — Offenbar hat der ablehnende Beſchluß der Ständever⸗ 
ſammlung die endliche Vollendung eines ſegenverſprechenden, allgemein als noth⸗ 
wendig anerkannten nationalen Werkes, des Brückenbaues über die Weichſel, in 
eine unbeſtimmte Zukunft hinausgeſchoben. Am ſchwerſten werden die öftlichen 
Provinzen ſelbſt die nachtheiligen Folgen dieſes Beſchluſſes zu tragen haben. Die 
aus demſelben entſtehenden Nachtheile treffen zuerſt den Gewerbeſtand. In der 
ſichern Vorausſicht baldiger Vollendung des öſtlichen Eiſenbahnbaues waren in den 
betreffenden Provinzen mannigfache Vorbereitungen zu gewerblichen Unternehmun⸗ 
Diefe Unternehmungen muͤſſen jetzt aufgegeben oder mit 
ihrem Gedeihen auf den Zeitpunkt vertröſtet werden, wo es mit den disponibeln 
Staatsmitteln möglich fein wird, den Bau der Bahn zu vollenden. Neben den 
gewerblichen Unternehmungen tritt das Intereſſe des Handels und des Ackerbaues 
hervor. Beide Erwerbszweige haben ſchon längſt das dringende Bedürfniß nach 
Herſtellung einer Eiſenbahn gefühlt, welche die öſtlichen Provinzen mit dem Mit⸗ 
telpunkte der Monarchie ſowie mit den weſtlichen Landestheilen in Verbindung ſetzt. 
Das Bedürfniß eines ſchleunigen Baues aus Rückſichten des Handelsverkehrs iſt 
auch in dem Abtheilungsgutachten anerkannt und als äußerſt gewichtig in den 
Vordergrund geſtellt worden. Außer dieſen Rückſichten iſt aber namentlich auch 
die Lage der zahlreichen Arbeiter in Betracht zu ziehen, welche zum Theil ſchon 
bei den Vorbauten beſchäftigt waren, zum Theil auf den lohnenden Verdienſt rech⸗ 
neten, der ihnen durch den zu erwartenden kräftigen Angriff des Baues in Ausſicht 
ſtand. Nach der Mittheilung der Allgemeinen Preußiſchen Zeitung hat die betref⸗ 
fende Königl. Kabinetsordre vorwiegend auch auf die Lage der bei dem Brücken⸗ 
baue beſchäftigten und jetzt nahrungslos werdenden Arbeiter Rückſicht genommen, 
indem fie befiehlt, daß die Anordnungen über die Einſtellung des Baues in ſolcher 
Weiſe getroffen werden ſollen, daß die Arbeiter nicht in augenblickliche Noth gera⸗ 
then. Es läßt ſich erwarten, daß das jüngſte Votum des Vereinigten Landtags 
nicht ohue bedeutenden Eindruck auf die betheiligten Bevölkerungen bleiben werde. 

Königsberg. Die hieſige Hartungſche Zeitung vom 4. Juni bringt 
eine Korteſpondenz aus Tilſit, welche an die Verhandlungen der Herren⸗Kurie 
über eine Reviſion des Zoll⸗Tariſs folgende mehr allgemeine Betrachtungen über 
dieſen Gegenſtand knüpft: „Wo der Eine alles Heil von einem ſogenannten Frei⸗ 
handels ⸗Syſteme, verbunden mit verhältnißmäßigen Schutz⸗Zöͤllen für Fabrik⸗ und 
Manufaktur⸗Induſtrie, erwartete, glaubte der Andere in einem ſtrengen Differen⸗ 
zial, und Reciprozitgts⸗ Zoll, Syſteme das Mittel einer durchgreifenden Aenderung 
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unſerer jetzigen Lage zu finden. Auf die Frage aber, wo denn eigentlich der Sitz 
des Uebels ſei, und ob nicht vielleicht gerade in den Schutz⸗Zöllen der ganze Grund 
unſerer Noth liege, darauf kam Niemand. Was it denn ein Freihandels-Syſtem 
in Verbindung mit Schutz-Zöllen? — Sicherlich doch kein Freihandels⸗Syſtem, 
und was find erhöhte Differenzial⸗ und Reciprozitäts-Zölle denn anders, als eine 
neue Steuer für die ganze Bevölkerung zu Gunſten einer einzelnen Thätigkeit? 
Wenn ſchon bei den vorhandenen Schutz⸗Maßregeln, die wahrhaftig keine gerin⸗ 
gen zu nennen ſind, gewiſſe Induſtriezweige nicht beſtehen können, warum denn 
dieſen Schutz immer weiter ausdehnen und jene Induſtrieen immer ſicherer ihrem 
Verderben entgegenführen? — Je mehr eine induſtrielle Unternehmung künſtlich 
befördert, je mehr alfo ein lohnender Gewinn in Ausſicht geſtellt wird, deſto mehr 
Kapitalien, deſto mehr Arbeitskräfte werden zu ihr hingezogen. Dieſe aber kön⸗ 
nen nach einigen Jahren bei ſo erweiterter Thätigkeit eben ſo wenig beſtehen, als 
die früheren bei geringerem Schutze, und fo muß denn ſelbſtredend dieſes Schutz⸗ 
Syſtem ins Unendliche gehen und einen immer größeren Kreis von Kräften in den 
Abgrund des Verderbens reißen. Man ſollte doch endlich einſehen, daß auf kei⸗ 
nem Gebiete das Syſtem der Halbheit, das Syſtem der Palliative ſo verderblich 
und gefahrdrohend iſt, als gerade auf dem Gebiete der Oekonomie und Induſtrie. 
Schutz ⸗Zölle für Ackerbau, für landwirthſchaftliche Gewerbe zu befürworten, iſt 
noch Niemanden eingefallen; im Gegentheile, man vertraut ihrer unverſiegbaren 
Kraft ſo viel, daß man immer neue Steuern, direkte und indirekte, auf ſie häuft. 
Weshalb alſo nur Induſtrieen ſchützen, deren ganzes Lebens-Element gerade nur 
in diefem Schutze liegt; weshalb ſchwächliche Treibhauspflanzen mit Aufopferung 
der beſten Kräfte kulttviren, während den gefunden, einem kräftigen Boden natür⸗ 
lich entſproſſenen Stammen Luft und Sonne verkümmert wird? — Wir verken⸗ 
nen nicht die menſchenfreundliche Abſicht, den unglücklichen Fabrik- Arbeitern helfen 
zu wollen, eben ſo wenig die Schwierigkeit, bei der einmal vorhandenen Noth ein 
geſchicktes Mittel aufzufinden; wir wiſſen aber auch beſtimmt, daß eine fernere 
Verfolgung des betretenen Weges das Elend bis ins Unendliche ausdehnen muß!“ 

Elberfeld. — Die von allen Seiten übereinſtimmend einlaufenden Nach⸗ 
richten über den günſtigen Stand der Saaten fangen an, den gefunkenen Muth 
aufs Neue zu beleben. Die Preiſe aller Lebensmittel gehen täglich herunter. An 
Getreide iſt überall großer Vorrath, und täglich treffen neue Zufuhren ein. Die 
Barmer Fruchtſpekulanten ſollen über ungeheure Maſſen zu disponiren haben, und 
man hört mit einer gewiſſen Schadenfreude verſichern, daß ſie in nächſter Zukunft 
bedeutende Stöße zu erleiden haben würden. 


Ausland. 

B 8.87.06 ER 
Mainz, den 10. Juni. Geſtern brachten die Gendarmen fünf der Haupt⸗ 
Anführer des Binger Brodkrawalls, welche zur Zerſtörung des Hauſes des Bäk⸗ 
kers angetrieben, in das hieſige Detentionshaus. Alle waren guten Muthes, ob⸗ 
ſchon an den Händen gefeſſelt. Sie ſagten zu ihren hieſigen Bekannten: „Wir 
haben einmal die Backöſen geheizt.“ — In unſeren Gaſthöfen herrſcht auffallende 
Stille, wie denn überhaupt der ganze Fremdenverkehr gering iſt. Früher mußten 
die hieſigen Gaſtwirthe im Juni mehr Fremde abweiſen, als in dieſem Jahre hier 
ankommen. Dieſelbe Klage hört man auf den Dampfſchiffen und auf Eiſenbah⸗ 
nen. — Geflügt auf die feit einigen Tagen herrſchende rauhe Witterung hat es 
der Wucher wieder dahin gebracht, daß der Weizen um 3 fl. pro Malter in die 
Höhe gegangen iſt. Den Wohlſtand und Luxus der Landleute konnte man dieſer Tage 
wieder ſehr bemerken, wo bei der hier ſtattgehabten Firmelung die hieſigen Condi⸗ 
toreien und Weinwirthſchaften ſämmtlich mit Landleuten, umgeben von ihren 
Frauen und Kindern, beſetzt waren. Viele waren reichlich mit Goldſchmuck bedeckt. 
Frankfurt a/ M., den 12. Juni. Die bereits früher gemachten Andeu⸗ 
tungen, daß die Bundes⸗Verſammlung das Aſſociationsweſen einer ernſten Prü⸗ 
fung unterworfen und die allenfallſigen gefährlichen Elemente aus ihm zu ſcheiden 
trachten werde, wurden zwar von Manchem in Zweifel gezogen, allein nichts 
deſtoweniger fangen ſie bereits an, ſich zu beftätigen. Vorerſt ſcheint namentlich 
das Turnerweſen — d. h. die Turngemeinden — die Aufmerkſamkeit der Regie⸗ 
rungen in hohem Grade auf ſich gezogen zu haben. Wie müſſen aber wiederholt 
darauf zurückkommen, daß man die Turnanſtalten, welche unter der Controlle des 
Staats ſtehen, nicht mit den Turngemeinden, welche ihre beſonderen Zuſammen⸗ 
fünfte halten, in gegenſeitigem Rapport ſtehen dc., verwechſeln darf. Letztere 
ſcheinen den Regierungen Beſorgniſſe einzuflögen; ob mit Recht, können wir nicht 
behaupten. Wir halten es aber für eine Unmöglichkeit, daß es in der Intention 
der Regierungen liegen könne, das Turnweſen, das als ein wichtiger Theil der 
Erziehung gilt, wieder ganz zu unterdrücken. — The general Continental Tran- 
sit Company, welche die Reiſeluſtigen durch die Welt ſpediren will, ohne daß fie 
mehr als einmal eine gewiſſe Summe an die Geſellſchaft zu zahlen haben, wird 
in den nächſten Tagen ihren Proſpektus hier erſcheinen und dann durch ein hieſiges 
Haus zur Aktienünterzeichnung auffordern laſſen. Das Kapital der Geſellſchaft 
it 200,000 fir. fast, das in 30,000 Attien, jede zu 10 Ltr. aufgebracht 
werden fol. Ein ächt engliſches Unternehmen. 25 
Frankfurt a. M. den 13. Juni. Der Bundespräſidialgeſandte Graf von 
Münch⸗Bellinghauſen wird morgen von Wien Hier zurückerwartet. Er 
wird fofort den Vorſiz im Kreiſe der Bundesverſammlung wieder überneh⸗ 
men. Es werden ſodann, wie verlautet, in dieſer iche An eneielid 
mehrere wichtige Angelegenheiten von allgemeinem Deutſchen Intereſfe, namentlich 


in Bezug auf die Auswanberungsfrage, die geeigneten Maßnahmen zu möglich 
ſter Verhütung eines Wioereintritts eines fo drückencken Nothſtandes, wie er in 
der letzten Zeit auf den Volke gelaſtet, und in Bezug auf eine neue Geſtaltung 


der Lage der Preſſe sur Verhandlung kommen. Wa 1 ktzterwähnten Gegen⸗ 
ſtand anlangt, ſo ſcheint es, als würde das ge ekommen einer definitiven 
Vereinbarung niht ſchon in der gegenwärtigen Seſſion des Bundestags zu erwar⸗ 
ten ſein. > 

Von der Elbe. — Mittheilungen aus gi mburg zufolge, deabſichtigt das 
Eugliſche Gouvernement aus Helgoland ein ee und ſomit mehr wie 
je zum Schlüſſel Deutſchlands zu machen. Fut die e bei deren 
Ausfehrung das Seebad in Betracht gezogen weird, find vorläufig 0,800,000 
Dr. Ert. beſtimmt und die Pläne und Zeichnungen von den berühmteſten Inge⸗ 
nieuren bereits entworfen. — Dieſe Mittheilungen ſind ganz geeignet, die Auf⸗ 
werkſamkeit auf eine Inſel hinzuleiten, die zu einer fo wichtigen Rolle beſtimmt iſt. 

O eſter reich. 

Aus Wien vom 10. Juni berichtet der Nürnberger Korreſpondent: „In 
der Griechiſchen Differenz ſind bereits mehrere Expeditionen geſchehen, 
und man betrachtet die Sache nunmehr wohl mit mehr Grund als vor einiger Zeit 
als abgethan. — Die Verhältniſſe zu Italien haben ſich in neueſter 
Zeit ziemlich verwickelt geſtaltet. Ein beſonders inniges Verſtändniß ſcheint zwi⸗ 
ſchen dem Hofe von Neapel und dem hieſigen Kabinet ſtattzufinden. — Mehrere 
Getreideausfuhrkonceſſionen find nachträglich erwirkt worden. Das 
allgemeine Sinken der Getreidepreiſe wird das Ausfuhrverbot vermuthlich in na⸗ 
her Zukunft als überflüſſig erſcheinen laſſen.“ 

Auch in Ungarn entſtehen hin und wieder Theuerungsunruhenz es 
ereignen ſich an verſchiedenen Orten größere oder mindere Tumulte. Selbſt in 
Peſth und Ofen wurden Drohbriefe gefunden, die einen Krawall theils auf den 3., 
theils auf den 6. Juni vorausbeſtimmten. Die Polizei war auf ihrer Hut, allein 
die Vorſicht ſcheint ganz überflüſſig geweſen zu ſein, denn an beiden Tagen zeigte 
ſich keine Spur irgend einer Ruheſtörung. Deſto ernſthaftere Unruhen gab es vor 
einigen Tagen in Groß wardein (Stadt von 20,000 Einwohnern im öſtlichen 
Ungarn), indem wuͤthende Volkshaufen mehrere Getreidemagazine ſtürmten und 
Alles, was ſich ihnen widerſetzte, mordeten oder verwundeten; es ſollen ſo an 
30 Perſonen ihnen zum Opfer gefallen und die Ruhe erſt nach Einſchreiten des 
Militairs hergeſtellt worden ſein. . a 

5 Frankreich. 

Paris den 10. Juni. Zu Toulon ſieht man jeden Augenblick der Ankunft 
der Königin Marie Chriſtine auf der Dampf⸗Fregatte „Panama“ entgegen, welche 
ihr zur Verfügung geftellt if. Die Königin würde ſonach kaum vierzehn Tage 
zu Neapel verweilt gaben. 

Die Kommiſſion der Deputirten⸗Kammer in Betreff des Verlangen ber Pairs⸗ 
Kammer um Ermächtigung zur Verfolgung des Herrn Emil von Girardin hat 
heute mit 6 gegen 2 Stimmen beſchloſſen, die Ertheilung dieſer Ermäch⸗ 
tigung der Kammer vorzuſchlagen. Herr Lavielle wurde zu ihrem 
Berichterſtatter ernannt. Uebermorgen wird derſelbe feine Arbeit der Kommiſſlon 
vorlegen können, und die Diskuſſion in der Kammer könnte ſonach Montag oder 
Dienſtag stattfinden. 

Unfere Verhältuiſſe zu England verwickeln ſich immer mehr. Wir dringen 
auf eine Pacification Portugals um jeden Preis, die Politit des Foreignof⸗ 
fice will fie nur bedingt. Sie erklärt ſich entſchieden gegen eine bewaffnete Vers 
mittelung, d. h. gegen jeden Eingriff in die Rechte der Portugieſiſchen Selbſiſtän⸗ 
digkeit. Im Grunde hat fie Recht; aber eben weil fie Recht hat, finden wir Ders 
anlaſſung, um ſo beharrlicher bei unſerem vorausgeſtellten Vorhaben zu beharren. 
Denn dies Vorhaben war zwiſchen den Kabinetten von Liſſabon, Madrid und 
den Tuilerieen verabredet worden, die Truppen waren marſchfertig; alles follte 
raſch (wie die Vermählungen), ohne weitere Bedingungen — als einige geheime 
— und möͤglichſt ſchlagend vollbracht werden. Da griff England ein, zuerſt mit 
diplomatiſchen Noten, dann mit ernſteren Verfügungen, die den Fall feſtſtellten „wo 
die Angelegenheit zu einem casus belli reifen könne. Hier ſtehen wir. Die Fran⸗ 
zoͤſiſch⸗Spaniſche Einmiſchung iſt noch Embryo; ob fie mehr ſich ausbilden wird, 
ift ſehr ungewiß. Ohne Euglauds Mitwirkung auf die eine oder die andere Weife 
tann in der That nichts mehr geſchehen. Erfolgt aber dieſe Mitwirkung, fo wird 
die Autorität der Königin gewiß nicht fo feſtgeſtellt, als der Staatsſtreich, der 
ſchon ſo viel Unheil erweckt hat, dieſe Autorität begründen ſollte. Indeſſen dauert 
der Bürgerkrieg in Portugal ununterbrochen fort. Pr . 

Geſtern, fo berichtet die Union monarchique, wurde in der Deputirten⸗ 
Kammer erzählt, die Regierung habe am Morgen durch den Telegraphen die Nach⸗ 
richt erhalten, daß die Junta von Oporto ſich dem 1 „ welches ihr von 
den drei Beauftragten der Regierungen von Frankreich, England und Spanien 


raſch feinem Ende zu; ob indeſſen die Pacification durch Ueberredung oder bu 


London, den 8. Juni. 
Budingham-Palaft Hof, 
Königin vorgeſtellt wurde. 


Ihre Majeftät die Königin hielt vorgeſtern im 
bei welcher Gelegenheit Prinz Oskar von Schweben der 
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Der Standard ſchließt aus dem Umiſlande, daß vor einigen Tagen auf den 
Straßen unter das Volk gedruckte Blätter verteilt wurden, worin man auffor⸗ 
derte, Sir R. Peel, „den währen Reformer“, wieder ans Ruder zu bringen, der 
Er⸗Premiet⸗Miniſter ſtrebe danach, an die Spitze der Angelegenheiten zu treten. 
Auch ſetzt der Standard hiermit in Verbindung, daß Sir R. Peel nach einer 
Unterbrechung von mehreren Monaten eine Reihe parlamentariſcher Diners wieder 
eröffnet habe, wie ſie gewöhnlich von dem wirklichen Premier⸗Miniſter oder dem 
Kanbidaten dieſer Stelle gegeben würden. Das hochtorpiſtiſche Blatt glaubt, 
die Protectioniſten⸗Partei mahnen zu müſſen, auf ihrer Hut zu fein. \ 

Der Expreß meldet, daß der Dienſt zwiſchen News Hort und Bremen durch 
Dampfböte verſehen werden ſolle, welche die Btitiſchen Poſt-Dampfſchiffe an 


Große und Schnelligkeit weit übertreffen würden; ihre Hochdruck⸗Maſchinen wür⸗ 


den nämlich 1000 Pferbefraft haben, und ihre Fahrt ſolle in 9 Tagen zurückge⸗ 
legt werden. 

Sämmtliche Bäcker der Hauptſtadt haben vorgeſtern ihre Brodpreiſe abermals 
ermäßigt. 

er Schiff „Frolic“ iſt aus dem Stillen Meere mit 2,048,000 Dollars 
in Silber hier angelangt. - 8 1 

Im Monat Mai war wenig Nachfrage nach Stangen⸗Eiſen, und die Preife 
wichen daher um 5 Sh. pro Tonne. In letzteren Tagen aber ſind bei geſteigerter 
Nachfrage auch die Preiſe wieder höher gegangen. In Schienen war wegen der 
ſchwierigen Lage der meiſten Eiſenbahn⸗Geſellſchaften ſeit kurzem wenig Abſatz, und 
die Preiſe fielen nicht unbedeutend. In Glasgow haben daher die Eiſenwerks Be⸗ 
ſiter den Lohn ihrer Arbeiter um 25 pCt. herabzuſetzen, was letztere wahrſchein⸗ 
lich zum Feiern veranlaſſen wird. | 

Der Munlelpalrath von Kilkenny hat beſchloſſen, für O'Connell ſechs Wochen 
laug Trauer anzulegen; die ganze Bevölkerung wird dieſem Beifpiel folgen. 

Die Morning Chronicle zeigt heute für beſtimmt au, daß die Sitzun⸗ 
geu des Parlaments vor der zweiten Juliwoche geſchloſſen werden unmittelbar 
darauf wird die Auflöſung erfolgen, wenn nicht unvorgeſehene Eteigniſſe die Res 
gierung veranlaſſen, dieſe Maßnahme zu vertagen. 

kan behauptet, der Portugieſiſche Interventionsvettrag in Portugal ſei ge- 
gen den Wunſch Palmerſton's zu Stande gekommen, der iſolirt habe handeln und 
Donna Maria nur den Beiſtand England's anbieten wollen, und zwar unter Be⸗ 
dingungen, die Portugal ganz von England abhängig gemacht haben würden. 

Den Times wird aus Portugal berichtet: „Nachdem Graf Mello ener⸗ 
giſch die Abdankung der Königin Douna Maria verlangt, habe er aus Achtung 
vor Sa da Bandeira die durch Oberſt Wylde der Junta übermittelten Propoſitio⸗ 
nen der Königin genehmigt; da aber die Junta dieſelben verworfen hat, ſo will 
er von keinem Arrangement mehr wiſſen, und ſchickt ſich au, den Krieg mit Nach⸗ 
druck zu erneuern. Von allen Gegnern der Königin iſt Mello durch ſeinen Ein⸗ 
fluß der gefährlichſte. a . 

Auf der London⸗Northweſtern Eiſenbahn iſt vorgeſtern unweit der 
Station von Wolverſton der von Liverpool kommende abendliche Eilzug dadurch, 
daß ein Bahnwärter eine Weiche falſch ſtellte, mit einer Geſchwindigkeit von circa 
noch 10 Miles die Stunde gegen fünf auf den Schienen haltende Wagen mit 
Steinkohlen gerannt, wodurch der fünfte und ſechste Perſonenwagen buch⸗ 
ſtäblich in Stücken zertrümmert wurden, während die Maſchine und die Wa⸗ 
gen vor ihnen verhältnißmäßig unbeſchädigt blieben. Die Reiſenden in den zer⸗ 
ſchmetterten Wagen wurden übel zugerichtet, und eine halbe Stunde nach dem 
Unglücke zählte man ſchon ſieben Todte. 

Spanien. 


Madrid den 4. Juni. Der Monſignore Brunelli ſoll ſein inniges Bedau⸗ 
ern ausgeſprochen haben über die Spannung, welche zwiſchen Iſabella und Ihrem 
Gemahl herrſcht; man glaubt aber, die betreffenden Fragen ſeien ihm zu delicater 
Natur, als daß er feine Vermittelung anbieten werde. Als der Prälat geſtern 
Abend von der Königin empfangen wurde, überreichte er derſelben ein Schreiben 
von Papſt Pius IX. und ſprach ſich voll freudiger Anerkennung über die Art aus, 
wie er in den Provinzen aufgenommen worden ſei; Iſabella erwiederte ihm in 
huldvollen Worten. — Einige Blätter haben in ziemlich beſtimmter Weiſe mitge⸗ 
theilt, die Königin habe ein Dekret unterzeichnet, welches Espartero, den Ex-Re⸗ 


genten, aus der Verbannung zurückrufe. Indeſſen kann ſchon darum noch keine 


Entſchließung der Art gefaßt ſeyn, weil im Kabinet verſchiedene Anſichten über die⸗ 
fen Punkt herrſchen. Einige Miniſter wollen, die Amneſtie ſolle eine bedingte 
ſepn, andere wieder hegen, mit der Königin, wie man ſagt, übereinſtimmend den 
Junſch, daß die Amneſtie ohne Vorbehalt verliehen werde, um Espartero zu be⸗ 
weiſen, daß Iſabella ihr volles Vertrauen in denſelben fege. — Nach dem Esper⸗ 
tador bleibt der König dabei, die Provinzen beſuchen zu wollen, und hat Valla⸗ 
dolid als die erſte Stadt auserſehen, wo er feinen Aufenthalt nehmen wird. Aus 
Jabella's Privat-Chatouue erhält er jetzt täglich 1000 Realen (66 Thlr. Preuß.. 
Daß ſümmtliche Miniſter in dem Pardo eine lange Konferenz mit ihm gehabt, 
wird von dem „Clamor publics“ berichtet, von dem „Faro“ wiberſprochen. Don 
Francisco führt, reitet, jagt, muſſeirt und ſpielt Billard, und Don Penna 5 
Aguayo, Iſabella's Haushofmeiſter, iſt bei demſelben geweſen, um zu ſehen, ob 
es ihm an nichts fehle. — Ueber die Abreiſe der Königin nach San Ildefonſo, 
die auf den 10. Juni angefegt war, if} noch nichts beſtimmt, und wenn Iſabella 
Madrid verläßt, wird. es nicht vor Ende dieſes oder Anfang de $ nA often Mo⸗ 
nats geſchehen. Von London find einige prachtvolle Wagen eingetroffen, über 


ſchifft der Junta ausgeſchickt wurden, um ſie anzugreifen. 


welche die Königin ein ſolches Vergnügen empfünd, baß fie be in einem der⸗ 


ſelben ausgefahren ſeyn würde, wenn der Himmel nicht mit einem tüchtigen Re⸗ 
gen dazwiſchen gekommen wäte. — Die 14,000 Mann, welche bie Spaniſche 
Regierung nach dem eben geſchloſſenen Vertrag der Königin von Portugal zur 
Verfügung ſtellt, erhalten von Spanien ihren gewöhulchen Sold und von Pottu⸗ 
gal für den Dienſt in dieſem Lande außerdem eine beſondere Zulage. 
Portugal 
London den 4. Juni. Die geſtern ſchon kurz erwähnten Nachrichten alls 
Porto vom 30. und aus Liffabon vom 29. 9. M. werden heute von den 
Blattern ausführlicher mitgetheilt. Zu Liſſabon war die Nachricht von dem Pro⸗ 
tofoll der vier Mächte am 28. Mai eingegangen, nebſt einer Depeſche Lord Pal⸗ 
merſton's au den Britiſchen Geſandten, wonach gleich zum Werke geſchtitten 
werden ſollte. Der Britiſche Admiral hatte Inſtruktionen, die Dampfſchiſſe der 
Juſurgenten zu nehmen, wo er fie fände, die Blotade don Porto zu becken unn 
endlich effekt zu machen. Anlangend die Intervention det Spahter, fo dürfte 
es nicht unwahrſcheinlich fein, daß es dazu kommen werde, da die Junda ſehr 
hartnäckig zu ſein ſcheint. 

Am 21. v. M. traf ſchon das Dampfſchiff „Polpphemus“ mit einer Auffot⸗ 
derung der Geſandten von England, Frankreich und Spanien aus England, an 
die Junta wegen Eingehung eines Waffenſtillſtandes bis zum 10. Juni in Porto 
ein. Tages darauf wurde in einer Verſammlung den Biitlſchen Unterthanen an⸗ 
gezeigt, daß es Jedem, der Porto verlaſſen wolle, freiſtehe, ſich an Bord Briti⸗ 
ſcher Kriegsſchiffe zu begeben. Am 23. deſſ. M. früh Morgens erſchien die zur 
Blokade beſtimmte Fregatte nebſt einer Brigg vor der Bakre, woräuf die Danipf- 
6 Aller Vorſtellungen 
und Drohungen des Britiſchen Konſuls und des Kapitains Robb vom Dampf⸗ 
ſchiffe „Gladiator“ ungeachtet, gingen die Dampfſchiffe über die Barre, und es 
kam zu einem Treffen, welches zwei Stunden währte, ohne daß irgend bedeuten⸗ 
der Schaden angerichtet wurde. Am Ende ſteuerten die Schiffe der Königin ſüb⸗ 
wärts. Es kam zu einer unerfreulichen Korreſpondenz zwiſchen den Britiſchen 
Beamten und der Junta, und unter den Engländern herrschte ſolch ein Schrecken, 
daß viele von ihnen an Bord des Daupfſchiſfes„Polpphentus“ nach Vigo gebracht 
zu werden verlangten. Dazu iſt indeſſen die Erlaubniß noch nicht erthtilt worden, 
und einſtweilen werden Auſtalten getroffen, die Flüchtlinge an Bord der Kriegs⸗ 
ſchiffe aufzunehmen. Man ſcheint zu beſorgen, daß die Patulea, wie die frkl- 
willige Bewaffuung genannt wird, über die Engländer herfallen dürfte. Am 
26. Mal ſchickte Graf das Antas 2000 Mann Infanterie mit 200 Pferden un 
etlichen Kanonen nach S. Joao de Fonz, um dieſes Fort vor einem Handſtreich 
zu ſchützen, oder auch, um die Einſchiffung von Ttuppen zu decken, da eine neuue 
Expedition nach dem Süden unter feiner Leitung beabsichtigt wird. Gafal ftahb 
zu Lamego, Saldauha in feinem alten Hauptquattier. Am 28. deſſ. M. lehnte 
die Junta den Waffenſtillſtand ab und erklärte, Kommiffarten nach Liſſabon ſen⸗ 
den zu wollen, um ditett mit der Königin zu unterhandeln. Zu dieſem Behuffe 
ſoll det Marquis von Loulé beauftragt fein. 

Liſſabon, den 28. Mai. Die Regierung hat die Wahl des Jui Con⸗ 
ſervador der Engländer beſtätigt, jedoch erklärt das Dekret ausdrücklich, daß 
ſowol die Wahl als die Beſtätigung ihre Kraft verlieren, fobald die gegenwärtigen 
außerordentlichen Verhaltniſſe des Landes aufhören. — Die Englijche tegätte 
Thetis iſt nach Madeira abgeſegelt. — Die Geldnoth, d. h. an klingender 
Münze, wird immer ärger. Auf Banknoten verliert man noch immer ungefähr 
die Hälfte gegen Metall. Die Bauk von Portugal ift mit der Einkaſſirung der 
fälligen Zehnten beauftragt; aber wie ſoll dies in den Provinzen bewerkſtelligt 
werden? Sie hat der Regierung kürzlich wieder 200 Contos de Reis vorgeſchoſ⸗ 
ſen, aber in Banknoten. x 

Den Times wird vom 26. Mai aus Badajoz geſchrieben, daß Graf Mello, 
der die Abdankung der Königin fordere und in Alemtejo großen Einfluß hat, ſich 
mit feinen Leuten von Sa da Bandeira getrennt und in die Nähe der Spaniſchen 
Grenze gezogen habe. Er benutze hier die Zeit des Waffenſtillſtandes zur Reot⸗ 
ganiſtrung derſelben und zur Anwerbung von Verſtärkungen. Anfangs gab er zu 
den von Sa da Bandeira mit dem Oberſten Wylde getroffenen Abreden feine Zus 
ſtimmung; nachdem aber die Junta ſie nicht beſtätigte, will er nut von Fortſez⸗ 
zung des Kampfes hören. In der Nähe von Badajoz ſtand ein Spaniſches Beob⸗ 
achtungscorps von ſechs Bataillonen, vier Schwadronen, zwei Batterien und el⸗ 
ner Jägercompagnie, zuſammen 4500 M., unter General Nozagaray. 

Liſſabon ift fortwährend ruhig; doch eirkultren Höfe Gerüchte, daß im alten 
Karmeliterkloſter, dem Quartier der Munielpalgorde, gegen kompromitlirte Indi⸗ 
viduen Grauſamkeiten begangen würden, welche an die Zeiten der Inguifition et⸗ 
innern. Das noch immer verborgen erſchelnende Blatt Espectto meint, daß, 
wenn die Körigin ſich zur Statthalterin Englands erniedtige es beſſer wäre, daß 
die Portugieſen ganz Engländer würden. Die frommen Wünſche der Septembri⸗ 
ſten gehen freilich aber auch zu weit, und dürfte es den andern großen Mächten 
durchaus nicht konveniren können, daß das kleine Pottugal ein fo atges Beifpiet 
gäbe. — Es geht ſtart die Rede davon, daß der Herzog von Palmella bald 
wieder hier eintreffen werde, Indem die Königin ihn zurückberufen habe, um die 
Sachen zu ordnen, da auch die Inſurgenten auf feiner Rückehr beſtänden⸗ — 
Der alte Schläger Schwalbach, Visconde von Setubal, iſt, wie es geſtern 
hieß, nach kurzer Krantheit im 73. Jahre geſtorben. 

„ 

In Athen hatte man aus Konſtantinopel neue Nachrichten erhalten. Der 
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Divan war darüber erbittert, daß ihm von der Griechiſchen Regierung nicht die 
geringſte Mittheilung über die angeſuchte Vermittelung Oeſterreichs zugegangen 
war. Es herrſchte überhaupt nach jenen Nachrichten eine ſehr ungünſtige Stim⸗ 
mung in Bezug auf Griechenland bei der Pforte. Trotz dieſes wenig erfreulichen 
Auſcheins glaubt man ziemlich ſichere Anzeichen einer bevorſtehenden Ausgleichung 
des ſchon fo drohend gewordenen Zerwürfniſſes in folgenden Umſtänden zu entdek⸗ 
ten, wobei man jedoch die Möglichkeit einer augenblicklichen Anwendung der von 
der Pforte angekündigten Zwangsmaßregeln gegen Griechenland nicht in Abrede 
ſtellt, da die beſtehenden Zeit- und Ortsverhältniſſe eine Durchkreuzung der Er- 
eigniſſe möglich, ja fait wahrſcheinlich machen. Die erwähnten Umſtände ſind 
nun: die äußerſt üble Laune, welche ſich ſeit einiger Zeit des Sir Edmund Lyons 
bemächtigt hat, die allerdings auf das Nichtinerfüllunggehen ſeiner Lieblingspläne 
hindeutet. Dieſe üble Laune ſoll fo weit gehen, daß Hr. Lyons in ganz unge⸗ 
heucheltem Tone gegen einen feiner Kollegen eine wahre Sehnſucht nach feiner bal⸗ 
digen Abberufung von Athen geäußert hat. Ferner das gänzliche Aufgeben der 
mit Kalergis gehegten Projekte, welcher noch immer ſich in Zante befindet, ge— 
drängt von ſeinen Gläubigern, die ihn mit Pfändungen und Exekution bedrohen, 
ohne daß der arg Bethörte von feinen Gönnern die geringſte Hülfe erhalten könnte. 
Dann die Hoffnungen, die ein der Griechiſchen Sache bis jetzt durchaus nicht 
günſtig geſtimmter fremder Repräſentant zu Stambul auf eine endliche Ausglei⸗ 
chung machen zu können glaubt. Endlich der Umſtand, daß das Ruſſiſche Kabi⸗ 
net, obwohl es im Ganzen der Griechiſchen Regierung Unrecht giebt, doch der 
Pforte den Rath ertheilt, die Sache mit Mäßigung zu behandeln und ihr an 
Griechenland geſtelltes Ultimatum zu mobifiziren, vorzüglich aber darauf dringt, 
daß der Streit fo bald wie möglich erledigt werde. (A. 3.) 
Der Pariſer Courrier frangais kennt ſchon das ganze Arrangement zur 
Beilegung der Griechiſch-Türkiſchen Differenz. Es iſt am 17. Mai 
im Miniſter-Conſeil beſchloſſen worden, den Oeſterreichiſchen Vorſchlag anzuneh⸗ 


men, wonach Hr. Muſſurus nach Athen zurückkehrt, einen Beſuch von Hrn. Golet- 


tis empfängt, von dieſem dem König Otto vorgeſtellt wird, und nach einem Stä⸗ 
gigen Aufenthalt in Griechenland wieder nach Konſtantinopel zurückkehrt. Sein 
Nachfolger wird Halim Efendi fein, der gegenwärtig erſter Geſandtſchafs-Sekre⸗ 
tair in Paris iſt. ER | 

Athen den 30. Mai. Man vernimmt, daß an der Tuͤrkiſchen Grenze 
militairiſche Bewegungen ftattfinden, daß von Janina nach Preveſa und 
von Bitoglia nach Lariſſa Infanterie und Kavallerie aufgebrochen ſei. An unſerer 


Grenze herrſcht Todtenſtille; die wenigen Soldaten, welche dort ſtationirt ſind, 
wachen darüber, daß keine Räubereien vorfallen; zu militairiſchen Bewegungen 
haben wir nicht Soldaten genug. Die Türkiſchen Behörden ſetzen, wo es möglich 
So zwangen ſie den 


Vermiſchte Nachrichten. ö 

Fräulein Nida Sturm hat ein „Eingeſandt“ für die Spen. Ztg. verfertigt 
und zwar „im Namen mehrerer Jungfrauen.“ Nida Sturm verlangt ein Steuer⸗ 
Geſetz für Junggeſellen. Alle unverheiratheten Männer, das verlangt Nida, 
„welche durch ein öffentliches Amt beſoldet werden“ in einem gewiſſen Alter, ſol⸗ 
len nach Verhältniß ihres Einkommens eine Steuer zahlen, aus welcher ein Fonds 
für unverheirathete unbemittelte Mädchen gebildet wird, und aus welchen dieſel⸗ 
ben unterſtützt werden müßten ꝛc. 

Auf Treu und Glauben der „Grenzboten“ erzählen wir folgende Anekdote in 
Beziehung auf die Ueberlandpoſt: „Als die Ueberlandpoſt⸗Verſuche noch in 
den erſten Anfängen ſtanden, war Graf Stadion in Verlegenheit über ein wirkſa⸗ 
mes Mittel, um in Wien dafür zu intereſſiren. Wäre die Angelegenheit den 
Schneckengang des gewöhnlichen Inſtanzenzuges gegangen, ſo hätten Jahre ver⸗ 
ſtreichen können, ehe man zu einem Entſchluſſe gekommen wäre. Endlich gerieth 
Graf Stadion auf eine luſtige, aber erfolgreiche Idee. „Wie wäre es“, ſagte 
er zu Hrn. v. Sch. ., der eine der erſten Fahrten mitmachte, „wie wäre es, wenn 
Sie Etwas mitbrächten, wodurch man die Phantafle, oder, noch beſſer, den 
Gaumen der Wiener anregen und begeiſtern könnte? z. B. friſche Datteln!“ 
Geſagt, gethan! Die Datteln kamen und wurden in eleganten Käſtchen mit 
waghorniſcher Eile nach Wien geſchickt, um einige bedeutſame Tafeln damit zu 
zieren. „Friſche Datteln!“ riefen die Damen entzuͤckt, „friſche Datteln!“ ging 
es mit freudigem Erſtaunen von Mund zu Mund — und die Sache der Ueber⸗ 
landpoſt war in kürzeſter Zeit entſchieden. 

Herr Croſſe, der ſich durch ſeine elektriſchen Experimente ſchon früher einen 
Namen gewonnen, hat es, wie die „Literary Gazette“ berichtet, durch ein neues 
elektriſches Verfahren zu Stande gebracht, das Seewaſſer in trinkbares zu 
verwandeln. Er iſt gegenwärtig in London, um ſeine Entdeckung der Admirali⸗ 
tät zu erklären und zur Benutzung anzubieten. 

Die Polizeipräfektur in Paris beſchaͤftigt ſich ſchon ſeit langer Zeit mit dem 
Plan, eine Eiſenbahn um die ganze Stadt zu führen. 

In mehreren Tagesblättern wird erzählt, daß am 25. April im Tivoli zu 
Berlin ein Thiergefecht gehalten worden iſt. Zwei angekettete Wölfe kämpften 
mit einer Hundeſchaar, zwei angekettete Affen unter ſich und mit großen Hunden. 
Ein Eſel wurde von Hunden bis zum Tode zerfleiſcht. Bei dieſem jammervollen 
Anblick ſtürzten die Zuſchauer, im Iunerften empört, auf den Kampfplatz und 
machten das unglückliche Thier mit Mühe vou den verbiſſenen Hunden los. 
— Und in Berlin iſt ein Thierquälerei⸗Verein?! 

Auf der London-Nordweſtern-Eiſenbahn wurden kürzlich in einer 
Stunde 64 Engliſche (14 — 15 deutſche) Meilen zurückgelegt, eine Schnelligkeit, 
die zum Zwecke hatte, Lord George Bentink und einige andere Gentlemen bald⸗ 
möglichft nach Cheſter zu dem Pferderennen zu transportiren. 5 

Der „London Charivari“ ertheilt den nothleidenden Arbeitern den 
Rath, ſich ſchwarz zu färben und als Neger zu melden, dann werde ihnen die 


Pfandbrief von gleichem Werth nebſt Coupons in 


Statt befonderer Meldung. 
Als Verlobte empfehlen ſich 


; . Dorothea Paris. 
Bromberg, Juni 1847. Benno Indig. 


Bei L. Weyl K Comp. in Berlin er⸗ 
ſchien ſo eben und iſt in allen Buchhand⸗ & 
lungen zu haben (in Poſen bei Gebrüder ® 
Scherk, Markt 77.): 
Beer, S., Offenes Sendſchreiben 
12 an des Herrn Juſtiz⸗Miniſters 
Mühler Exc., betreffend die Ergeb⸗ 
niſſe der Prozeßtabellen für die Preuß. 
Juſtiz⸗ Beamten, die Juden ꝛc. — 
Preis 4 Sgr. 
aller, E. Welche Motive können 
em neuen Juden⸗Geſetze zu 
Grunde liegen? Preis 5 Sgr. 


| ® 
8 
Nothwendiger Verkauf. 


Ober⸗Landes gericht zu Pofen. 

Das adelige Rittergut Groß⸗Sepno im Kreiſe 
Koſten, landſchaftlich abgeſchätzt auf 19,127 Nthlr. 
9 Sgr. 2 Pf., einſchließlich der dem Subſtanzwerthe 
nach mit zu veräußernden, auf 4578 Rihlr. 14 Sgr. 
2 Pf. gewürdigten Forſt, ſoll 

am 6ten December 1847 Vormittags 

um 10 uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſuphaſtirt werden. 

Die Taxe nebſt Hypothekenſchein und Bedingun⸗ 
gen können in unſerm IV. Geſchäfts⸗Bureau einge⸗ 
ehen werden. 


> 
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dreas Niklas zu Szezepowice, die Inhaber 
der Forderung des Dominikaner ⸗Convents in 
Schroda und die Erben des Sebaſtian Jader, 
namlich die Marianna verehelichte Najewicz, 
die Regina verehelichte Sledz, die Agnes ver⸗ 
ehelichte Konieczka und die Geſchwiſter Ludovi⸗ 
ca, Beno, Valentin und Maciey Jader, 
werden hierzu als Gläubiger öffentlich vorgeladen. 
Poſen, den 4. April 1847. : 


Bekanntmachung. 
Der Grundbeſitzer Mathias Mlynarek zu 
Inowraclaw iſt durch das Erkenntniß I. Inſtanz 
des unterzeichneten Ober-Landesgerichts vom heuti⸗ 
gen Tage für einen Verſchwender erklärt worden. 
Bromberg, den 4. Mai 1847. 
Königliches Ober⸗Landesgericht. 
Erſter Senat. 


Nothwendiger Verkauf. 


Land- und Stadtgericht zu Pofen. 
Erſte Abtheilung, am Iſten Juni 1847. 


Das Grundſtück der Mathias und Marianna 
Golniewiczſchen Eheleute sub No. 10. zu Neu: 
dorff, abgeſchätzt auf 5965 Rihlr. 23 Sgr. 4 Pf., 
zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen 
in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll 

am 7ten Januar 1848 Vormittags 

11 uhr ; 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


Bekanntmachung. 

Die Inhaber des Großherzoglich Poſenſchen 40 
Pfandbriefs No. 49/1670. Sedzino, Kreis Sam⸗ 
ter, über 50 Rthlr., werden mit Bezug auf die Ber 
kanntmachung vom Iſten Auguſt 1846 aufgefordert, 
dieſen im Jahre 1842 öffentlich gekündigten und bis 
letzt nicht deponirten Pfandbrief nebſt den dazu ge⸗ 
hörigen Coupons, im nächſten Zinstermine, nämlich 
in der Zeit vom Eten bis zum 16ten Juli d. J. bei 
unſerer Kaffe abzulteſern und dagegen einen anderen 


Empfang zu nehmen, da fie ſonſt nach Ablauf des 
gedachten Termins mit ihrem Rechte auf die in dem 
Pfandbriefe ausgedrückte Special-Hypothek werden 
präkludirt, der Pfandbrief in Anſehung der Spe⸗ 
cial⸗Hypothek für vernichtet erklärt, im Landſchafts⸗ 
Regiſter und Hypothekenbuche gelöſcht, auch der in 
deſſen Stelle anderweit deponirte Pfandbrief nach 
Abzug der entſtandenen Koſten, auf ihre Gefahr und 
Koſten zum Gewahrſam der Landſchaft gebracht 
werden. 5 
Poſen, den 21. März 1847. 
General⸗Landſchafts-Direktion. 


Ein Mädchen anſtändiger Eltern, welche in allen 
Damen-Arbeiten, als auch im weißer Wäſche Nä⸗ 
hen geübt, wünſcht vom Iſten k. Mts. ab bei einer 
Herrſchaft auf dem Lande placirt zu werden. Auf 
hohes Gehalt macht dieſelbe nicht Anſpruch. — Das 
Nähere darüber weiſet nach die Zeitungs⸗Expedition. 


Eine ganz neue Sorte ächte Magdeburger 
Sahn⸗Käſe erhielt und offerirt à 1 und 2 Sgr. 
pro Stück 


7 
B. L. Präger, 
ö Waſſerſtraße im Luiſengebäude No. 30, 
Odeum. 
Donnerſtag den 17. Juni c.: 


Großes Gung'lſoes Konzert. 


Anfang 6 Uhr. Entree à 21 Sgr. Kinder 1 Sgr. 
Bornhagen. 


Beſcheidene Anfrage.” 

Wie ſoll die Annonce unter No. 136. dieſer Zei⸗ 
tung, betreffend die Uebergabe des Produkten « Ges 
ſchäfts en detail an deſſen Sohn verſtanden werden? 

Um Aufſchluß wird gebeten. a 

Hierzu zwei Beilagen.) 


„ 138. Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 17. Juni 1847. 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung der Vereinigten Kurien am 9. Juni. . 

Die Sitzung beginnt unter dem Vorſitze des Landtags-Marſchalls, Für⸗ 
ſten zu Solms, um 104 Uhr. Das Protokoll der vorigen Sitzung wird ver⸗ 
leſen und genehmigt. f 

Marſchall: Wir kommen nun zuerſt zur Verleſung des Gutachtens 
über die Propoſition, die Errichtung von Landrenten-Banken betreffend. Ich 
bitte den Herrn von Gaffron, das Gutachten zu verleſen. 

Referent Frhr. v. Gaffron (verlieſt den Entwurf einer Denkſchrift an 
Se. Majeſtät den König und eines dazu gehörigen Gutachtens). 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich weiß nicht, ob es auf einem Beſchluſſe 
der Verſammlung beruht, daß der Adreſſe an Se. Majeſtät den König über 
dieſen Gegenſtand noch ein beſonderes Gutachten beigelegt werde, das ſich über 
die Frage der Nützlichkeit iu extenso äußert Ein Beſchluß, über die Nütz⸗ 
lichkeitsfrage Sr. Majeſtät ein Gutachten zu erſtatten, iſt, fo viel ich weiß, 
nicht gefaßt worden. 

Marſchall: Ich habe dem nichts entgegenzuſetzen, daß die Faſſung 
des Gutachtens geändert werde und ſich nur beſchränke auf eine Beilage über 
den gefaßten Entſchluß. Es würde alſo blos der gefaßte Veſchluß per Adreſſe 
beizulegen ſein, da alles Uebrige im Protokoll in der Berathung felbft hin- 
reichend vollſtändig vorliegt. 2 85 

Abg. Graf v. Schwerin: Der Beſchluß ſelbſt liegt in der Adreſſe; 
ich ſehe nicht ein, wozu noch eine Beilage. 

Referent Frhr. v. Gaffron: Ich muß dem Redner beiſtimmen; der 
Beſchluß iſt, um in einer beſonderen Beilage aufgeführt zu werden, zu kurz, 
und es kommt die gegenwärtige Faſſung daher, weil mir, wie ſchon geſagt, 
von Sr. Durchlaucht dem Herrn Marſchall ausdrücklich aufgetragen wurde, 
die Gründe zu einem beſonderen Gutachten auszuführen. An dieſen Auftrag 
habe ich mich gehalten. Es wäre alſo zweierlei möglich, entweder die Gründe 
ausführlich zu geben oder fie wegzulaſſen und ſich auf die Adreſſe zu beſchrän⸗ 
ten ohne Beilage. Ich will mir erlauben, die Adreſſe nochmals vorzuleſen. 

Eine Stimme: Ich habe auch eine Bemerkung zu machen. ’ 

Marſchall: Wir wollen auf den Gegenſtand nicht weiter eingehen. Es 
handelt ſich nur um die Annahme oder Verwerfung der verleſenen Adreſſe. 

Referent Frhr. v. Gaffron: (Verlieſt die Adreſſe nochmals.) 

Abg. Sattig: Es iſt in der Kurie der drei Stände der Gebrauch ein— 
geführt worden, daß alle Schriften, welche von der Verſammlung ausgehen, 
der Abth. vorgelegt werden. Der vorliegende Vericht hat der Abth. nicht vor⸗ 
gelegen, denn in den beiden Vereinigten Kurien iſt dieſer Gebrauch noch nicht 
eingeführt. (Mehrere Stimmen: Es iſt ſchon geſtern eingeführt worden.) 
Wenn das der Fall if, fo bitte ich gehorſamſt, daß der Bericht der Abtheil. 
vorgelegt werde. 8 

Marſchall: Es iſt nichts dagegen zu erinnern, daß das Gutachten der 
Abth. wieder zugehe, wir werden alſo das Weitere abzuwarten haben. Wir 
kommen nun zur Fortſetzung der geſtern abgebrochenen Verathung, wobei zu 
bemerken iſt, daß der Abg. v. Brünned ſich in der Lage befunden hat, feinem 
Amendement eine andere Faſſung zu geben, welche es geeigneter macht, um 
darüber abzuſtimmen. Ich würde den Abg. erſuchen, das Amendement noch⸗ 

mals zu verleſen. f f a 

Abg. v. Brünneck: Die geſtrige Abſtimmung ſchien mir zur Pflicht zu 
machen, wo möglich eine Vereinigung mit dem Abg. Kuſchke aus Pommern 
zu Stande zu bringen; indeß iſt dies nicht vollſtändig gelungen, ſondern nur 
theilweis, und ich werde mir daher erlauben, jetzt das Amendement in der 
Faſſung vorzutragen, die ich für dieſe Vereinigung geeignet hielt, und die 
meinem Zwecke vollkommen entſpricht. Das Amendement würde lauten: „Die 
Vereinigten Stände-Kurien tragen allerunterthänigſt darauf an, daß des Kö⸗ 
nigs Majeſtät geruhen möge, behufs der zu beſchleunigenden Ausführung der 

öſtlichen, unmittelbar von Berlin aus nach Königsberg zu führenden Eiſen⸗ 
bahn dem nächſten Vereinigten Landtage eine Allerhöchſte Propoſition vorle⸗ 
gen und bis dahin die an derſelben begonnenen Arbeiten, wie bisher, mit den 
zu Gebote ſtehenden Mitteln fortſetzen zu laſſen. T 
Marſchall: Der Abg. v. Wedell hat jetzt das Wort, oder es müßte 
vorher das Erforderniß hervortreten, daß der Vorſchlag, der eben verleſen 
worden iſt, zur Unterſtützung geſtellt werde. Er iſt allerdings in Form und 
Faſſung gegen den; gefirigen vollkommen verändert, im Weſentlichen zwar 
nicht durchaus, aber es wird erforderlich ſein, vorher die Unterſtützung zu ent⸗ 
nehmen, welche ſich durch Aufſtehen von 24 Mitgliedern kundzugeben hat. 
(Dies geſchieht.) Die Unterſtützung iſt erfolgt. a 
Abg. v. Wedell: Geſtern, meine Herren, iſt die Anleihe und Beſchleu⸗ 
nigung des Eiſenbahnbaues nach Preußen verworfen worden. Ich habe in 
der Beſchleunigung dieſes Vaucs eine Lebensfrage der Provinz Preußen er⸗ 
kannt, ich habe deshalb für die Anleihe geſtimmt, obgleich die Provinz, der 
ich angehöre, kein weſentlich materielles Intereſſe bei dieſem Bau hat. Ich bin 
der Abſtimmung mit Aufmerkſamkeit gefolgt und habe zu meinem Bedauern 
gehört, daß gerade eine große Zahl der Deputirten aus der Provinz Preußen 
gegen die Anleihe und die damit in Verbindung ſtehende Beſchleunigung des 
Baues geſtimmt hat. Nach dem, was hier ausgeſprochen, iſt gerade von die⸗ 
en Deputirten die Nützlichkeit, ja die Nothwendigkeit dieſes Baues vollſtän⸗ 
dig erkannt, aber dennoch iſt von ihnen dagegen geſtimmt, weil der König eine 
Bitte noch nicht gewährt hat, die ihm noch nicht einmal vorgetragen worden 
iſt. Dieſes Motiv, in welchem ich kein Zeichen des Vertrauens und der Dank⸗ 
barkeit, was der König in ſo hohem Grade verdient, erkennen kann, kann ich 
nicht billigen! Jetzt iſt von Seiten eines Vertreters der Provinz Preußen noch 
ein Antrag dahin geſtellt worden, daß Se. Maj. der König gebeten werden 
werden möge, aus den laufenden Revenuen des Staats die Bahn zu bauen 
und nach 4 Jahren dem Vereinigten Landtage eine neue Propoſttian auf eine 
zu machende Anleihe vorzulegen. Ich glaube nicht, daß der König bei Seinen 
hochherzigen Geſinnungen ſich durch die geſtrige Abſtimmung wird abhalten 
laſſen, die Intereſſen der Provinz Preußen und des ganzen Landes zu för⸗ 
dern, ich habe daher auch die Ueberzeugung, daß Se. Waj. der König ohne 
unſere Bitte dem nächſten Landtage eine Propoſition vorlegen wird, die dar⸗ 
auf hinzielt, den Eiſenbahnbau nach Preußen zu beſchleunigen, wenn dieſe 


Beſchleunigung ohne Mitwirkung der Stände nicht zu erreichen iſt. Ich er⸗ 


kläre mich alſo gegen das Amendement. (Von einigen Seiten Bravo.) 


Referent Frhr. v. Manteuffel II.: Ich halte es für eine gewagte 
Unternehmung, für den nächſten Landtag eine Allerhöchſte Botſchaft zu erbit⸗ 
ten, für welche die ſtändiſche Zuſtimmung alsdann verſagt werden könnte. 

Abg. Frhr. v. Binde: Ich muß dem Abg. der ſächſiſchen Ritterſchaft 
bemerken, daß es gegen die parlamentariſche Sitte verſtößt, auf einen Beſchluß f 
der Verſammlung zurückzukommen, den ſie zudem mit eminenter Stimmen⸗ 
mehrheit von über zwei Dritteln gefaßt hat. Ich glaube überhaupt nicht, daß 
es von Intereſſe ſein konnte, wenn das geehrte Mitglied ſeine Gefühle uns 
vorgetragen hat; am wenigſten aber gehörte es hierher, wenn er fein lebhaf⸗ 
tes Bedauern über einen Veſchluß der Verſammlung ausſprach. Keinem Mit⸗ 
gliede ſteht das Recht zu, einen gefaßten Beſchluß zu tadeln. Ich würde ans 
heimgeben, ob das geehrte Mitglied ſich nicht darauf beſchänken will, Se. Maj. 
zu bitten, daß dem nächſten Vereinigten Landtage über dieſe Frage eine neue 
Vorlage gemacht werde. Dadurch würden wir das erreichen, daß wir die 
Nothwendigkeit und Wohlthätigkeit der Maßregel für die Provinz Preußen 
und für das Geſammt⸗Intereſſe anerkennen, und daß wir in Anerkennung 
dieſer Nothwendigkeit eine nochmalige Erwägung dieſer Sache vor dem näd- 
ſten Vereinigten Landtage für wünſchenswerth halten, ohne übrigens irgend⸗ 
wie die Frage der Ausführung und die techniſche Frage zu berühren und da- 
durch zu Bedenken in der Verſammlung ſelbſt Veranlaſſung zu geben. 

Abg. Graf v. Helldorff: Ich will mich, um die Verſammlung nicht 
zu ermüden, ganz kurz dem modiſizirten Antrage des verehrten Abg. aus der 
Provinz Preußen anſchließen, jedoch mit der Beſchränkung, die ein geehrtes 
Mitglied aus der Provinz Weſtphalen anzubringen für gut befunden hat. 

Abg. Graf v. Schwerin: Meine Herren! Es iſt bereits bei der geſtri⸗ 
gen Diskuſſion verſchiedentlich die Frage von einem Geſichtspunkte aus be⸗ 
trachtet worden, bei dem ich Veranlaſſung gehabt haben würde, mich ihm ent⸗ 
gegenzuſtellen, wenn ich nicht den dringendſten Wunſch hätte, nur das auszu⸗ 
ſprechen, was uns der Abſtimmung näher bringt. Deshalb habe ich mich ent⸗ 
halten, auf derartige Aeußerungen, die allerdings auch für mich, wie für 
viele Andere, verletzend waren, etwas zu erwiedern. Es iſt dargeſtellt worden, 
als ob die, welche aus einem prinzipiellen Grunde Nein geſagt, weniger Ver⸗ 
trauen zur Krone beſäßen, als die, welche Ja geſagt. Es iſt dargeſtellt wor⸗ 
den, als wenn ſie ihr Votum gebrauchen wollten, um eine Waffe gegen die 
Regierung zu ſchmieden, um ein Mittel zu haben, Se. Majeſtät zu bewegen, 
auf unſere Bitten einzugehen. Ich habe darauf, wie geſagt, geſchwiegen, weil 
ich die Debatte nicht aufhalten wollte. Wenn aber heute ein Abg. aus der 
ſchleſiſchen Ritterſchaft ..... (Viele Stimmen: aus der ſächſiſchen!) aus der 
ſächſiſchen Ritterſchaft, ich meine den Herrn Regierungsrath v. Wedell, auf 
dieſen Vorwurf zurückkommt, ſo muß ich ihm entſchieden antworten, daß er 
nicht berechtigt iſt, uns Motive unterzulegen. Ich bin ein Waffenſchmied we⸗ 
der für die Regierung, noch gegen die Regierung, ſondern ich mache auf kei⸗ 
nen anderen Namen einen Anſpruch, als auf den, den ich mit jedem Abg. 
in dieſem Saale theile, auf den eines unabhängigen Abg. (Beifall von vielen 
Seiten.) Ich bin hierhergerufen worden, um nach freier, gewiſſenhafter Ueber⸗ 
zeugung Ja oder Nein zu ſagen. Ich habe Nein geſagt, und Niemand iſt be⸗ 
rechtigt, mir zu ſagen, ich hätte weniger Vertrauen zur Krone, wie er, weil 
er Ja geſagt. (Abermalige Unterbrechung durch ein lebhaftes Bravo.) Es iſt 
aber auch keinesweges meine Art, mit den Motiven meiner Abstimmung zu⸗ 
rückzuhalten, ſondern ich bin jederzeit bereit, fie offen auszuſprechen, und wenn 
ich es in voriger Sitzung nicht gethan habe, ſo war es geſchehen, nicht da⸗ 
rum, weil ich die Luſt oder den Muth nicht dazu gehabt habe, ſondern weil 
ich nicht glaubte, daß es nöthig ſei. Jetzt aber ſcheint es nothwendig zu fein, 
den Standpunkt feſtzuſtellen, warum man prinzipiell Nein ſagte, ohne des⸗ 
wegen ein Mittel daraus machen zu wollen, Se. Maj. den König zu bewe⸗ 
gen, unſerer Bitte nachzugeben. Ich bin der Meinung, es habe dies mit der 
Frage, die wir in voriger Woche diskutirten, gar keinen Zuſammenhang, im 
Gegentheil, ich erkenne noch heute an, daß es in freier Machtvollkommenheit 
Sr. Maj. des Königs ſtehe, uns die Bitte, die wir geſtellt haben, zu gewäh⸗ 
ren oder nicht, und ich würde es für verwerflich halten, wenn irgend ein 
Mittel von dieſer Verſammlung gebraucht werden wollte, auf den Eutſchluß 
Sr. Maj. einzuwirken, als die Gründe, durch die wir unfern Beſchluß mo⸗ 
tivirt haben. (Von vielen Seiten: Bravo!) Trotzdem liegt die Frage einfach 
fo: ich ſage, wenn ich gefragt werde, ob ich die Anleihe bewillige oder nicht, 
abgeſehen von den Gründen in Bezug auf den Geldmarkt, deshalb nein, weil, 
wenn ich die Verantwortlichkeit für die Anleihe mit der Krone theilen ſoll, 
ich dies nicht anders thun zu können glaube, als wenn ich auch die Mög⸗ 
lichkeit habe, das Vedürfniß zur Anleihe gründlich prüfen zu können, und 
wenn ich die Möglichkeit habe, die Verwendung der Anleihe durch die Re⸗ 
gierung vom ſtändiſchen Standpunkte aus kontrolliren zu können. Dieſe Mög⸗ 
lichkeit iſt uns in der Verfaſſung vom 3. Februar nicht gegeben, und darum, 
habe ich geſagt und fage es noch, halte ich unſere Verfaſſung noch nicht in 
dem Grade konſolidirt, um, wenn die Frage wegen einer Anleihe oder Ga- 
rantie mir vorgelegt wird, ja ſagen zu können, und ich wiederhole, ich halte 
Niemand berechtigt, mir ein anderes Motiv unterzulegen. 

. (Nochmals ſtürmiſches Bravo.) 

Abg. v. Wedell: Geſtern iſt von dieſem Standpunkte aus von mehreren 
Deputirten der Provinz Preußen geſagt worden: Wir erkennen die Noth⸗ 
wendigkeit, das dringende Bedürfniß des Baues der Eiſenbahn nach Preußen 
an; wir wiſſen, daß es für die Provinz Preußen eine Lebensfrage iſt, daß 
dieſe Bahn bald gebaut wird; aber wir haben um Periodizität gebeten; dieſe 
Bitte iſt uns noch nicht gewährt, und deshalb ſtimmen wir gegen die Anleihe. 
Ich habe geſagt, daß ich dieſes Motiv nach meinem Gefühl nicht billigen 
könne. Mögen Andere eine andere Meinung haben. Ich glaube nichts Un⸗ 
rechtes gethan zu haben, wenn ich meine Gefühle ausgedrückt habe. 
theile ganz die Anſicht, daß es beſſer wäre, wenn auf dieſer Stelle nie Gefühle 
ausgeſprochen würden und ſich die Redner immer nur ſtreng an die Sache 
hielten. Dies iſt aber nicht geſchehen; es haben Andere ihre Gefühle hier 
ſchon oft ausgeſprochen. Wenn aber andere Herren das Recht haben, hier 
Gefühle auszudrücken, ſo habe ich auch das Recht, meine Gefühle hier aus⸗ 
zuſprechen. (Von mehreren Seiten Bravo.) ö 

Abg. v. Beckerath: Ich habe ebenfalls nicht die Abſicht, dem ver⸗ 
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ehrten Mitgliede der ſächſiſchen Ritterſchaft das Recht zu beſtreiten, ſeine 
Gefühle auszudrücken. Ich nehme aber auch dagegen das Recht in Anſpruch, 
mich über den Eindruck zu äußern, den die Darlegung ſeiner Gefühle auf 
mich und auf einen großen Theil der Verſammlung gemacht hat. Dieſer 
Eindruck war der eines völligen Widerſpruchs zwiſchen demjenigen, was das 
geehrte Mitglied geſtern bei ſeiner Abſtimmung geleitet hat, und demjenigen, 
was ſeinerſells als Motiv der heutigen angegeben wird. Doch es mag dem 
geehrten Mitgliede ſelbſt beſſer gelingen, ſeine verſchiedenen Motive in Ein⸗ 
klang zu bringen, als mir. Ich verlaſſe ſie und gehe zu dem Amendement 
des Abgeordnelen aus Preußen uber. Es iſt gegen daſſelbe bemerkt worden, 
daß es bedenklich erſcheinen möchte, ſich jezt über eine beſummte Richtung der 
Preußiſchen Bahn auszuſprechen. Dieſer Einwurf ſcheint mir deshalb nicht 
gegründet zu ſein, weil eben darauf angetragen wird, daß eine Propoſition 
über die Angelegenheit an den Landtag gelangen möge; dann wird ſich Ge⸗ 
legenheit darbicten, über diejenigen Zweifel, die gegenwärtig noch in Betreff 
der Richtung obwalten mögen, näher in Berathung zu treten. Es iſt ferner 
gejagt worden, daß 18 nicht angemeſſen erſcheinen könne, darauf anzutragen, 
in der bisherigen Weiſe mit der Vorbereitung zur Ausführung der Oſtbahn 
ſortzufahren. Allein, meine Herren, wenn es uns Ernſt geweſen iſt mit der 
bier vielfach ausgeſprochenen Weinung von der hohen Nützlichkeit, von der 
politiſchen Nothwendigkeit der Preußiſchen Oſtbahn, ſo darf cs wohl keinem 
Bedenken unterliegen, daß in der bisherigen Weiſe, d. h. mit Verwendung 
der etatsmäßigen Mittel, in der Einleitung dieſes Unternehmens fortgefahren 
werde. Alſo auch dieſer Grund ſcheint mir, gegenüber den großen Rüdfich- 
ten, die geſtern von allen Seiten für dieſes Unternehmen in Anſpruch ge⸗ 
nommen wurden, völlig zu verſchwinden. Ferner iſt der Lage des Geldmark⸗ 
tes erwähnt worden; allein dieſer Einwand zerfallt, wenn man erwägt, daß 
es ſich gegenwärtig uicht um ſofortige Ausführung einer Anleihe handelt, ſondern 
daß ſte vielmehr nur in Ausſicht geſtellt und bei dem nächſten vandtage in Bera⸗ 
thung gezogen werden ſoll. Ueberdies muß ich darauf aufmeikſam machen, daß nach 
dem in allen Staaten üblichen Gebrauch in denjenigen Fällen, wo dem Gouverne⸗ 
ment die Autoriſation zur Negoziirung einer Anleche ertheilt wird, das Gouver⸗ 
nement ſtets darauf Bedacht zu nehmen hat, die Ausführung in einem ſolchen Au⸗ 
genblick vorzunehmen, wo der Geldmarkt günſtige Konjunkturen darbietet. 
Die Bewilligung geſchieht alſo immer in der ſtillſchweigenden oder ausgeſpro⸗ 
chenen Vorausſetzung, daß die Vnleihe in einem Augenblicke negozürt werde, 
wo die Lage des Geldmarktes es unter günſtigen Umſtänden geſtattet. Meine 
Herren! Ich glaube, daß die Aufgabe unſeres Wirkens, und namentlich 
unferes Wirkens an dem gegenwartigen Landtage, eine doppelte iſt. Wir 
haben zunächſt dem Lande den Rechtsboden zu ſichern, auf welchem allein 
ſtändiſche Wirkſamkeit gedeihen kann. Wir haben dieſe Pflicht erfüllt, und 
liegt es nicht in unſerer Macht, die Kluft auszufüllen, die gegenwärtig in 
Folge einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen der Krone und den Ständen 
hinſichtlich der Verfaſſungsſrage noch beſteht, liegt es, ſage ich, nicht in un⸗ 
ſerer Macht, dieſe Kluft auszufüllen, eine Brücke darüber zu bauen, ſo liegt 
es doch in unſerer Macht und auch in unſerer Pflicht, die Hand hinüber zu 
reichen, die Zuſage zu ertheilen, daß wir mit der Regierung wirken wollen 
zum Heile des Landes, ſobald es ohne Verletzung unſeres Gewiſſens geschehen 
kann. Ich habe geſtern gegen die Bewilligung der Anleihe geſtimmt, nicht 
mit Rückſicht auf den Geldmarkt, nicht mit Rlickſicht auf manche andere 
Gründe, die von verſchiedenen Mitgliedern angeführt worden find, ich habe 
dagegen geſtimmt, weil ich die tiefe Ueberzeugung hege, daß eine ſo wichtige 
Belaſtung dem Lande nur von Ständen aufgelegt werden könne, die eine or⸗ 
ganiſche, eine geſicherte Wirkſamkeit haben. Ich habe mit Schmerz mein 
Nein ausgeſprochen, heute aber ſage ich mit derſelben Entſchiedenheit und mit 
der Hoffnung auf eine beſſere Zukunft: Ja! ; g 
Marſchall: Es fragt ſich, ob nicht eine deutlichere Faſſung eben nach 
der Anſicht, die von dem Abgeordneten v. Brünncck ausgeſprochen worden iſt, 
in dem Amendement zu wählen wäre. Es heißt nämlich: „der zu beſchleu⸗ 
nigenden Ausführung der öſtlichen unmittelbar von Berlin nach Königsberg 
führenden Eiſenbahn.“ Es kommt darauf an, ob die Bedeutung, daß eine 
directe Eiſenbahr von Berlin nach Drieſen gebaut werden möge, in den 
Worten „unmittelbar von Berlin nach Königsberg“ zu finden wäre oder nicht. 
Abg. v Brünneck: Allerdings iſt das meine Abſicht geweſen, und ich 
habe dies auch erklärt; ich bin aber bereit, das Wort „unmittelbar“ fallen 


u laſſen. A +} 
: Fi v. Auerswald: Das Amendement des Herrn Abgeordneten aus 
Preußen betreffend, ſo werde ich mich nach allem dem, was dafür geſagt 


worden ist, demſelben vollſtändig anſchließen. Auch würde ich, nachdem durch 
den Vortrag des letzten geehrten Redners die Bedenken, die von einem Mit⸗ 
liede der Nitterſchaft aus Wefiphalen und von anderen erhoben worden ſind, 
fi erledigt haben dürften, das Wort hierüber nicht ergreifen, wenn ich nicht 
glaubte, daß es nach manchen Aeußerungen, die gefallen ſind, nothwendig 
wäre, daß wenigſtens ein Mitglied der Provinz Preußen, offen, entſchieden, 
beſtimmt und mit dem dringendſten Wunſche, daß das Amendement durchge⸗ 
hen möge, ſich für daſſelbe ausſpreche. Ich thue dies hiermit, ohne daß ich 
glaube, die dafür angeführten Gründe wiederholen zu müſſen. 

Abg. Kuſchke: Das Amendement, welches der geehrte Abgeordnete 
aus Preußen geſtellt hat, finmmt mit dem von mir geſtellten Antrage haupt⸗ 
ſächlich überein, blos mit dem einen Unterſchiede, daß in dem erſteren die 
Linie von Berlin bis Königsberg benannt iſt, was ich in meinem Antrage 
ganz vermieden habe Es würden alſo, wenn im erſten Antrage dies ausge⸗ 
laſſen werden ſollte, beide Amendements zuſammenfallen, und es würde über 
fie gemeinſam abgeſtimmt werden können. Sollte das nicht der Fall fein, 
ſo bitte ich, meinen Antrag deſonders zur Abſtimmung zu bringen. 

Marſchall: Die Anträge fallen doch vollſtändig zuſammen, denn daß 
eine Eiſenbahnverbindung von Berun nach Königsberg hergeſtellt werden ſoll, 
darüber beſteht kein Zweifel, ſondern die Anſichten find nur darin verſchieden 
ob in gerader Linie gebaut oder zu einem Theil der Verbindung eine ſchon 
beſtehende Eiſenbahn mit einem Umweg benutzt werden ſoll. Einverſtändniß 
zwiſchen beiden Antragſtellern liegt aber doch vor, denn beide wollen die 
nähere Angabe der Richtung vermeiden. (Das Amendement wird vom Se⸗ 
eretaie nochmals verleſen, worauf dem Abgeordneten Naumann unter dem 
lauten Rufe der Verſammlung nach Abſtimmung von dem Marſchall das 
Wort ertheilen wird.) f . 


Abg. Naumann: Das Amendement des Abgeordneten aus Preußen ſtimmt 
allerdings mit dem zuletzt verleſenen überein, und ich würde, wenn das geehrte 
Mitglied aus Preußen nicht ſo ſtreng auf der Faſſung beharrte, die er dem⸗ 
ſelben gegeben hat, mich nicht dagegen erklären. Ich bin vollſtändig für die 
preußiſche Eiſenbahn oder, wie fie in der Propoſition genannt iſt, für die 
öſtliche Eiſenbahn. Ich wünſche aber nicht, daß durch irgend ein Wort die 
Meinung der Verſammlung darüber ausgeſprochen werde, in welcher Rich⸗ 
tung, und ob gerade von Berlin ſelbſt aus, die Bahn gebaut werde. Ich 
kann dem Herrn, der das Amendement geſtellt hat, nicht zugeben, daß die 
Frage, in welcher Richtung gebaut werde, unumſtößlich feſt ſtehe. Soll die 
Eiſenbahn gebaut werden, und kann fie nur gebaut werden mit Beihülfe 
eines Darlchens, und iſt zu dieſem Darlehen die Zuſtimmung des Vereinigten 
Landtages erforderlich, ſo muß auch zugegeben werden, daß dieſe Zuſtimmung 
an eine beſtimmte Modifikation geknüpft werden kann, und daß auch eine 
Modifikation nicht ausgeſchloſſen if, um die Richtung der Bahn zu beſtim⸗ 
men. Ich habe geſtern ein Amendement geſtellt; ich ſehe es nicht mehr als 
ein ſolches an, welches zur Diskuſſton geſtellt werden kann, weil ich der 
Ueberzeugung bin, daß nach dem geſtrigen Votum der Verſammlung dem 
Staate diejenigen Mittel nicht gewährt worden find, um überhaupt die 
Bahn zur Ausführung zu bringen. Darum will ich dies Amendement gegen⸗ 
wärtig hier nicht weiter geltend machen; ich muß mich aber wider Alles 
erklären, was für die Zukunft dieſem Amendement in den Weg treten könnte. 
Es kann auch nicht die Aufgabe der Verſammlung fein, einen ſolchen Be⸗ 
ſchluß zu fallen. Daher würde ich dringend wünſchen, wenn das geehrte 
Mirglied aus Preußen auf die Worte verzichtete, die, wie ich glaube, nicht 
weſentlich find, um die Anſicht der Verſammlung Sr Majeſtät dem Könige 
gegenüber auszusprechen, daß fie, trotzdem fie das Darlehen nicht genehmigt 
hat, dennoch es für im Interreſſe des Staates liegend erachte, die öſtliche 
Bahn herzuſtellen, und das ſie bereit ſei, unter anderen Umſtänden die Zu⸗ 
ſtimmung zu einem ſolchen Darlehen zu geben. Ich glaube dies kann nur 
noch die Aufgabe der Verſammlung ſein, nur dies kann ſie noch ausſprechen, 
indem fie Sr. Majeſtät auf die Allerhöchſte Votſchaft ſagt, fie ſei in dieſem 
Augenblicke nicht in der Lage, das Darlehen ſelhſt zu bewilligen. 

(Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Es würde das Amendement alſo noch einmal zu ver⸗ 
leſen ſein. 

Abg. v. Brünneck: Einige wenige Worte nur. Ich würde gern 
bereit ſein zu jeder Vereinigung, aber ich glaube nicht, daß es mir möglich 
iſt, das ganz herauszulaſſen, was den Zweck hatte, es feſtzuſtellen, daß die 
Bahn hier ihren Ausgang erhalten müſſe, denn es liegt zu ſehr im Intereſſe 
des Staates, daß eine von demſelben zu erbauende Vahn von hier ihren 
Ausgang nehme. Es liegt darin auch weiter nichts, nachdem ich das Wort 
„unmittelbar“ habe fallen laſſen, und ich bin auch bereit, die anderfeits erho⸗ 
benen Bedenken in Rückſicht der Mittel, die bereits für den Bau angewieſen 
find, dadurch zu heben, daß flatt der Worte „wie bisher“ die „in geeigneter 
Weiſc“ gewählt werden, und dann weiter „mit den zu Gebote ſtehenden 
Mitteln“, ſo daß es dann folgendermaßen heißen würde: „Die vereinigten 
Stände -Kurien tragen unterthänigſt darauf an, daß des Königs Majeftät 
geruhen möge, behufs der zu beſchleunigenden Ausführung der öſtlichen von 
Berlin aus nach Königsberg zu führenden Eiſenbahn dem nächſten Ver⸗ 
einigten Landtage eine Allerhöchſte Propoſition vorlegen und bis dahin die 
an derſelben begonnenen Arbeiten in geeigneter Weiſe mit den zu Gebote 
ſtehenden Mitteln fortfegen zu laſſen. (Ruf zur Abſtimmung.) 

Marſchall: Der Herr Secretair wird die Frage noch einmal vorleſen. 

Secretair v. Leipziger (verlieſt das Amendement des Abgeordneten 
v. Vrünneck nochmals.) 

Abg. v. Maſſow: Einige Worte über die Frageſtellung. Ich wollte 
nur die Bemerkung machen, daß der einzige Ausdruck „von Berlin aus nach 
Königsberg zu führenden Eiſenbahn“ bezeichnet, daß der Bau einer beſonde⸗ 
ren Eiſenbahn von Berlin aus direkt nach Drieſen gemeint ſei, jede Andeus 
tung einer Richtung ſoll ja aber wohl vermieden werden. Der allgemeine 
Staatszweck, namentlich der militairiſche, der vielfach hier angeregt iſt, würde 
auch erreicht werden, wenn die Bahn von Berlin aus über Stettin oder 
Frankfurt nach Drieſen ginge. 

Secretair v. Leipziger: Ich habe deshalb vorgeſchlagen, zu ſagen: 
die Berlin mit Königsberg verbindende Eiſenbahn; aber der Abgeordnete 
Herr v. Brünneck hat dieſe Abänderung nicht annehmen wollen, ich glaube 
aber, daß durch ſolche eine größere Einigung zu erzielen ſein würde, da noch 
Viele unter den Anweſenden find, die vor der Hand die von hier nach 
Küſtrin und Drieſen unmittelbar zu führende Bahn nicht wünſchen, fondern 
die frankfurter oder ſtettiner Bahn benutzen wollen, deshalb halte ich es 
wichtig, daß die Frage in der von mir angegebenen Weiſe verändert werde. 

Marſchall: Es fragt ſich ob dieſe Faſſung den Zweifel, der erregt 
iſt, beſeitigen würde, 

Abg. v. Kroſigk (vom Platz): Der Ausdruck des Amendements: 
„Beſchleunigende Ausführung“, dürfte wohl jedenfalls wegzulaſſen ſein; da 
er mit dem in der geſtrigen Sitzung gefaßten Beſchluß in anſcheinendem 
Widerſpruche ſteht. N q 

Marſchall: Falls über die Frageſtellung ſelbſt noch Bemerkungen zu 
machen ſind, ſo hat der Fürſt von Lichnowski das Wort. 8 A 

Fürſt v. Lichnowsky: Ich kann nur mit dem übereinſtimmen, was 
ein ehrenwerthes Mitglied aus Weſtfalen bereits geſagt hat; mir ſcheint, 
daß ein großer Theil der Verſammlung über die der Bahn zu gebende 
Richtung noch fehr unklar iſt, und daß daher Alles, was die Richtung 
näher präziſirt, aus der Frageſtellung wegbleiben muß. Es iſt zwar erwie⸗ 
dert worden, daß in dieſer Faſſung keine Richtung enthalten fei, wenn jedoch 
in den angegebenen Worten die Richtung nicht gemeint iſt, ſo wäre es am 
beſten, die Worte blieben weg, und es würde dann blos von der Preußiſchen 
Ostbahn im Amendement die Rede fein. 1 a 

Abg. v. Vrünneck: Wenn dadurch eine größere Vereinigung zu 
Stande zu bringen iſt, ſo habe ich nichts dagegen, daß mein Vorſchlag in 
angegebener Art modifizirt wird. 

N 1 Fe. Der Secretair wird die Frage noch einmal verleſen, wie 
e jetzt gefaßt iſt. 
Secretair v. Leipziger (lieſt vor): Beſchließt die Verſammlung, Sr. 
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Maßeſtät den König allerunterthänigſt zu bitten, behufs der Ausführung der 
großen öſtlichen Bahn nach Preußen dem nächſten Vereinigten Landtage eine 
Allerhöchſte Propoſition vorlegen und bis dahin die an derſelben begonnenen 
Ne in geeigneter Weiſe mit den zu Gebote ſtehenden Mitteln fortſetzen 
zu laſſen? a | 

Abg. v. Brünneck: Ich fubmittire, die Worte „zu Gebote ſtehenden 
Mittel“ fallen zu laſſen und blos „in geeigneter Weiſe“ zu ſagen. 

Fürſt v. Lichnowsky: Ich bitte die Frage noch einmal fo zu ver⸗ 
leſen wie ſie jetzt lauten fol. N 3 L A 

Sectetair v. Leipziger (lieſt vor): „Beſchließt die Verſammlun, Sr. 
Majeſtät den König allerunterthänigſt zu bitten, behufs der Ausführung 
der großen öſtlichen Bahn nach Preußen dem nächſten Vereinigten Land» 
tage eine Allerhöchſte Propoſition vorlegen und bis dahin die an derſelben 
begonnenen Arbeiten in geeigneter Weiſe fortſetzen zu laſſen?“ 

Marſchall: Die Frage wird nunmehr wohl vollſtändig verſtanden 
und darüber kein Zweifel vorhanden ſein. Dieſelbe wird durch namentlichen 
Aufruf abgeſtimmt werden, (Mehrere Stimmen: Nein! Nein!) Es fragt 

ch, ob 24 Mitglieder die namentliche Abſtimmung begehren. (Pauſe.) 
Da dies nicht der Fall if, fo habe ich meines Orts keine Veranlaſſung, ſie 
für nothwendig zu erklären, und wir kommen in kürzerer Weiſe, nämlich 
durch Aufſtehen, zur Abſtimmung, und diejenigen, welche die Frage bejahen, 
würden dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. Es iſt blos die einfache 
Majorität nothwendig. Wir werden das Reſultat der Abſtimmung durch 
eine Zählung feſtſtellen. (Dies geſchieht.) Das Reſultat der Abſtimmung 
iſt Folgendes: für Ja haben geſtimmt 320 und für Nein 195; der Antrag 
des Abgeordneten von Brünneck iſt folglich angenommen. Der Abgeordnete 
Hanſemann hat ſich um das Wort gemeldet, und ich bitte, die Plätze wieder 
einzunehmen. (Pauſe von einigen Minuten.) Der Antrag iſt ſchon vorher 
geſtellt worden und kann zur Abſtimmung gebracht werden, und die Frage 


würde heißen: Beſchließt die Verſammlung, das Konkluſum der Kurie der 


drei Stände bezüglich der Veröffentlichung der namentlichen Abſtimmung zu 
rigen zu machen? f 
155 Na v. Arete Wie lautet der Beſchluß? 
Secretair v. Leipziger: Der Beſchluß lautet dahin, daß ſämmtliche 
Abſtimmungen durch namentlichen Aufruf veröffentlicht werden ſollen, und 
er geht meines Wiſſens ſo weit, daß auch die vergangenen Abſtimmungen 
noch veröffentlicht werden ſollen, mit Ausnahme eines einzigen Falles, der 
ausdrücklich abgelehnt war. (Das Letztere wird von mehreren Seiten verneint.) 
Abg. Dittrich: Die vergangenen namentlichen Abſtimmungen nicht. 
Der Beſchluß bezog ſich nur auf die damalige und auf die künftigen Abſtim⸗ 
mungen, wie ich ſolches, weil ich das Protokoll geführt habe, gewiß weiß. 
Marſchall: Um den Zweifel, der angeregt worden iſt, zu beſeitigen, 
ſcheint es. mir am einfachſten zu fein, wenn die Frage fo geſtellt wird: 
Beſchließt die Verſammlung, die Veröffentlichung ihrer namentlichen Abſtim⸗ 
mung eintreten zu laſſen. Dieſer Beſchluß würde ſich auf den Gegenſtand, 
welcher uns jetzt beſchäftigt hat, und auf die künftigen namentlichen Abſtim⸗ 
mungen beziehen, x * 
Abg. Tzſchocke: Ich kann mir augenblicklich nicht erklären, wie ein 
Beſchluß über einen Gegenſtand erfolgen kann, der ſchon früher in der Kurre 
der drei Stände gefaßt und ausgeführt iſt; ich kann mir den Fall nicht gut 
als möglich denken, daß die Herren⸗Kurie einem Beſchluſſe, der hier ausge⸗ 
führt iſt, entgegentreten werde. g a 
Marſchall: Ich glaube, daß es nicht erforderlich iſt, auf dies Ve: 
denken einzugehen, und die Verſammlung wird heute einen Beſchluß in der 
Zuſammenſetzung, in welcher ſie ſich hier befindet, zu faſſen haben; wenn 
fie aber den Beſchluß faßt, fo wird er auch gelten in Bezug auf den Gegen⸗ 
ſtand, der uns ſo eben beſchäftigt hat, und in Beziehung auf die Gegen⸗ 
fände, welche uns noch beſchäſtigen werden. Die Frage heißt alſo: Beſchließt 
die Verſammlung, die Veröffentlichung ihrer namentlichen Abſtimmungen 


intreten zu laſſen. £ 
a ech (vom Plage): Dieſer Beſchluß hat aber doch keine 


Eine Stimme 
rückwirkende Kraft? f g 

Graf v. Armin: Ich glaube, daß kein Mitglied der Verſammlung ſich 
in der Lage beſindet, jemals vor dem öffentlichen Bekauntwerden ſeines 
Votums irgendwie zurückzuſchrecken. Wenn ich alſo eine Frage in Bezug 
auf den vorliegenden Beſchluß richte, ſo geſchieht dies nur, um jedes Mit⸗ 
glied in den Stand zu fegen, wenn eine namentliche Abſtimmung ſtattfindet 
und veröffentlicht wird, auch eben ſo öffentlich, ſo weit es ihm angemeſſen 
ſcheint, die Motive feiner Abſtimmung bekannt werden zu laſſen. Es iſt 
daher wichtig, zu wiſſen, ehe die Debatte geſchloſſen wird, ob über die Frage 
mittelſt namentlichen Aufrufs abgeſtimmt und mithin das Votum veröffentlicht 
werden wird oder nicht. i . ö 

Abg. Dittrich: Der Beſchluß iſt in der Weiſe gefaßt, daß die Motive 

nicht angegeben werden. Es wird nichts publizirt, als die Liſten, welche 
hier geführt werden, und die Angabe der Motive würden, wenn jedes ein⸗ 
zelne Mitglied der Verſammlung ſolche abgeben ſollte, bei deren großen 
Anzahl nicht möglich ſein. 

Marſchall: Ich glaube, daß nun kein Hinderniß mehr beſteht, zu 
einer Abſtimmung über einen Gegenſtand zu ſchreiten, und zwar durch das 
Zeichen des Aufſtehens oder Sitzenbleibens. Die Frage heißt: Beſchließt die 

erſammlung, die Veröffentlichung ihrer namentlichen Abſtimmungen eintre⸗ 
ten zu laſſeng und diejenigen Mitglieder, welche dieſe Frage bejahen, werden 
das durch Aufſtehen zu erkennen geben. (Faſt ſämmtliche Mitglieder erheben 
ſich.) Sie iſt beinahe einſtimmig bejaht. Es bleibt mir nichts Anderes übrig, 
als anzukündigen, daß die nächſte Sitzung der Vereinigten Kurien morgen 
Vormittag 10 Uhr flattfinden, und das die Allerhöchſte Propoſttion, die 
Aufhebung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer betreffend, Gegenſtand der Vera⸗ 
thung fern wird. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 5 

ö „Schluß der Sitzung nach 22 Uhr.) 


Sitzung der Vereinigten Kurien am 10. Juni. 
Die Sitzung beginnt um 105 Uhr unter Vorſitz des Marſchalls, Fürſten 
zu Solms. Als Secretaire fungiren Kuſchke 1. und v. Bockum⸗Dolffs. 
Marſchall: Wir kommen zur Verleſung des Protokolls der geſtrigen 
Sitzung. 


zur Vertheilung an die Mitglieder kommen. 


Secretair v. Leipziger verlieſt das Protokoll der elften Sitzung. 

Marſchall: Es fragt ſtch ob über das verlefene Protokoll eine Er⸗ 
innerung zu machen iſt. Da dies nicht geſchieht, erkläre ich das Protokoll 
für genehmigt. Es iſt ſeit der letzten Sitzung von dem Königlichen Kommiſ⸗ 
ſar eine Mittheilung an mich gelangt über den Zuſammentrikt des Ausſchuſ⸗ 
ſes, welcher für die Berathung eines Entwurfs zur Errichtung von Provin⸗ 
zial⸗Hülfskaſſen ernannt worden iſt. Ich bitte den Herrn Secrelair, dieſes 
Schreiben zu verleſen. N 

Secretair v. Bockum⸗Dolffs (lieſt vor): „Ew. Durchlaucht beehre 
ich mich, in Bezug auf die gefällige Mittheilung vom 27. Mai d. J. über 
die Wahl des Ausſchuſſes des Vereinigten Landtages, welcher in Folge der 
Allerhöchſten Botſchaft vom 7. April d. J. wegen Errichtung von Provin⸗ 
zial⸗Hülfskaſſen zur Vorbereitung der näheren Propofttionen an die Provin⸗ 
zialſtände mitwirken foll, ganz ergebenſt zu benachrichtigen, daß ich zum An⸗ 
halt bei den Berathungen einen vorläufigen Entwurf zu den Statuten habe 
ausarbeiten laſſen. Indem ich 36 Exemplare der betreffenden Druckſchrift 
zur geneigten Vertheilung an die Mitglieder des bezeichneten Ausſchuſſes hier⸗ 
neben überſende, erſuche ich Ew. Durchlaucht ganz ergebenſt, die geehrten 
Ausſchuß⸗Mitglieder zur Berathung der fraglichen Angelegenheit auf Sonn⸗ 
abend den 12. Juni Abends 6 Uhr in der Franzöſiſchen Kammer des König⸗ 
lichen Schloſſes gefälligſt einladen laſſen zu wollen. Von Seiten des Mini⸗ 
ſteriums des Innern werde ich ſelbſt der Berathung beiwohnen. 

Berlin, den 9. Juni 1847. (gez.) von Vodelſchwingh. 
An den Marſchall der Herren-Kurie des Vereinigten Landtages, 

Herrn Fürſten zu Solms⸗Hohen⸗Solms⸗Lich Durchlaucht.“ 

Marſchall: Dieſe Sitzung wird alſo am Sonnabend Abend um 6 
Uhr ſtattſinden, und die hierher gelangten Exemplare des Entwurfs werden 
8 Wir gehen jetzt über zur Be⸗ 
richterſtattung über die Königliche Propoſttion, die Aufhebung der Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer betreffend. Ich erſuche den Herrn Abgeordneten von der 
Marwitz, den Bericht zu erſtatten. ö 

Referent v d. Marwitz: Ich habe der Verſammlung das Gutachten 
der erſten Abtheilung, betreffend die Allerhöchſte Propoſitlon wegen Aufhebung 
der Mahl- und Schlachtſteuer, Beſchränkung der Klaſſenſteuer und Einfüh⸗ 
rung einer Einkommenſteuer, vorzutragen. Das Gutachten lautet folgender⸗ 
mahen: Bei den Berathungen der mit Prüfung der vorliegenden Geſetzent⸗ 
würfe beauftragten Abtheilung ſprach ſich zunächſt im Allgemeinen die 
Anſicht aus, daß die Mahl- und Schlachtſteuer allerdings Nachtheile mit ſich 
führe; die Erheblichkeit der letzteren und der Anlaß, der daraus für die gänz⸗ 
liche oder theilweiſe Abſchaffung dieſer Steuer entnommen werden könne, fand 
jedoch von vornherein eine verſchiedene Beurtheilung. Während die Majo⸗ 
rität der Abtheilung diefelbe, namentlich die dadurch beſtehende ungleiche Be⸗ 
ſteuerungsart zwiſchen den größeren Städten und dem übrigen Lande, — die, 
wenn auch nur geringe Vertheuerung der nothwendigſten Lebensbedürfniſſe und 
der Anreiz zur Defraude für jo erhebliche Nachtheile betrachtete, daß fie die 
gänzliche Abſchaffung derſelben an ſich für höchſt wünſchenswerth erklärte, 
ſprach ſich die Minorität, und namentlich einige Abgeordnete der Städte, 
für deren theils unbedingte, theils bedingte Beibehaltung mit gewiſſen Mo⸗ 
diſikationen aus, indem fie die unverhältnißmäßige Belaſtung der ärmeren 
Klaſſe durch dieſelbe in Abrede ſtellen und die Nachtheile einer indirecten 
Steuerhebung weit geringer anſchlagen, als die mit einer directen Steuerer⸗ 
hebung in den großen Städten unvermeidlich verknüpften Uebelſtände. Wenn 
gleichwohl die große Mehrheit der Abtheilung die baldige Abſchaffung dieſer 
Steuer als in hohem Grade wünſchenswerth erkannte, ſo wandte ſich dem⸗ 
nächſt die allgemeine Erörterung auf die Erwägung des. von der Regierung 
vorgeſchlagenen Erſatzmittels einer auf den Angaben der Steuerpflichtigen über 
ihr Einkommen zu gründenden Einkommenſteuer. So einſtimmig der Grund⸗ 
ſatz anerkannt wurde, daß es das Beſtreben ſein müſſe, mehr und mehr 
dahin zu gelangen, daß ein Jeder zu den Staatskoſten nach Verhältniß ſeines 
wahren Einkommens beitrage, und daß daher das Prinzip einer hiernach ge⸗ 
regelten und vertheilten Steuer ein höchſt gerechtes und wünſchenswerthes fei, fo 
machte ſich doch auch faſt eben ſo allgemein die Anſicht geltend, daß die Ein⸗ 
führung einer auf den Angaben der Steuerpflichtigen über ihr Einkommen zu 
gründenden Einkommenſteuer ebenfalls ihre ſehr großen Nachtheile mit ſich 
führe. Man zählte dahin das Gehäſſige, was das Eindringen in die ſpe⸗ 
ziellen Vermögens⸗Verhältniſſe jedes Einzelnen, das Schädliche, ja Gefähr⸗ 
liche, was dies für alle diejenigen habe, bei denen der Kredit ein weſentliches 
und erlaubtes Betriebsmittel bilde; man wies ferner darauf hin, daß, abge⸗ 
ſehen von der allgemeinen Verſuchung einer Verkürzung der Steuer durch zu 
geringe Angabe des Einkommens, jede Beſtimmung, welche dahin ziele, die 
gehaſſige Ingquiſttion über die Vermögens⸗Verhältniſſe durch Erleichterung der 
Formen zu vermindern, zugleich dahin. führe, die Verſuchung zur Verkürzung 
der Steuer zu vermehren und dem nicht Gewiſſenhaften eine unerlaubte Er⸗ 
leichterung zu gewähren, dem Gewiſſenhaſten aber eine ungerechte Ueberbür⸗ 
dung aufzuerlegen. Man fürchtete hiervon eine im Großen und Ganzen viel 
weiter greifende Demoralifation der der Einkommenſteuer zu unterwerfenden 
Klaſſen, als ſie durch die in einzelnen Städten beſtehende Mahl- und Schlacht⸗ 
Steuer erzeugt werde. Nichtsdeſtoweniger ward von manchen Seiten aner⸗ 
kannt, daß auch dieſe Nachtheile unter gewiſſen Vor ausſetzungen höheren 
Rückſichten unterzuordnen ſein könnten; es konnte dies namentlich dann der 
Fall ſein, wenn durch die Aufhebung vieler verſchiedenen ſpeziellen Steuern 
von einzelnen Gegenſtänden, Erwerbszweigen u. f. w., eine allgemeine Be⸗ 
ſteuerung der Einwohner nach dem Einkommen dergeſtalt erreicht werden 
könne, daß hierdurch zugleich die mannigfachen Uebelſtände gehoben würden, 
welche die Ungleichartigkeit und Ungleichmäßigkeit jener einzelnen Steuergat⸗ 
tungen mit fi führen, es werde ferner das Peinliche jener Angabe auf 
Pflicht und Gewiſſen eines oft von Steuerpflichtigen ſelbſt in der That un⸗ 
möglich genau zu ſchätzenden Einkommens eher erkragen werden, wenn durch 
eine größere und lebendigere Betheiligung an der Verwendung der Steuern 
das Bewußtſein, daß in der möglicherweiſe zu hohen Steuer ein Jeder ge⸗ 
wiſſermaßen dem Ganzen ein freiwilliges Opfer bringe, erweckt werde; es 
könne endlich das Läſtige ſolcher Steuer willig übernommen werden, wenn es 
ſich von der Erhaltung der äußeren oder inneren Sicherheit des Vaterlandes 
handle, wie dies noch kürzlich das Beiſpiel anderer Läuder und in gewiſſem 
Maße auch das eigene Beiſpiel Preußens in den Jahren vor dem Freiheits⸗ 
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kriege bewiefen. Wenn es ſich aber gegenwärtig nur davon handle, die Auf⸗ 
hebung der Mahl- und Schlachtſteuer zu erreichen, und wenn keine der vor⸗ 
ſtehend angeführten Vorausſetzungen, unter denen eine Einkommen-⸗Steuer 
williger übernommen werden möchte, gegenwärtig zutreffe, fo gab ſich die fait 
einſtimmige Anſicht dahin zu erkennen, daß die Einführung einer auf der An⸗ 
gabe der Steuerpflichtigen über ihr Einkommen zu gründenden Einkommen⸗ 
Steuer an und für ſich nicht rathſam erſcheine. Um ſo mehr war aber in 
Betracht deſſen, daß von manchen großen Städten die Abſchaffung der Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer nicht einmal gewünſcht werde und bei mittleren und klei⸗ 
neren Städten die allmälige Verwandlung in eine Klaſſenſteuer ſchon mit Er⸗ 
folg angebahnt ſei, die Abtheilung, mit Ausnahme weniger Stimmen, der 
Meinung, daß der von der geſetzlichen und allgemeinen Abſchaffung der ein⸗ 
mal beſtehenden Mahl- und Schlachtſteuer zu erwartende Vortheil für das 
Ganze in keiner Weiſe im Verhältniß ſtehe zu den von einer über das ganze 
Land neu einzuführenden Einkommenſteuer mit Sicherheit vorherzuſehenden 
Nachtheilen. So dankbar daher auch allſeitig das Beſtreben der Regierung 


erkannt wurde, den mehrfach laut gewordenen Klagen über die Mahl- und 


Schlachtſteuer Abhülfe zu ſchaffeu und den Beſchlüſſen des Vereinigten Land⸗ 
tags einen auf einem wohldurchdachten Steuerſpſtem gegründeten und im De⸗ 
tail eben ſo ſorgfältig als umſichtig durchgeſührten Geſetzes-Vorſchlag zu un⸗ 
terbreiten, ſo trat doch bei den wiederholten und gründlichen Erörterungen 
über dieſen wichtigen Gegenſtand die Ueberzeugung der ſehr großen Mehrzahl 
der Abtheilungs-Mitglieder mit immer größerer Stärke hervor, daß dem Ver⸗ 
einigten Landtage die Annahme dieſes Erſatzmittels für die Mahl- und 
Schlachtſteuer nicht empfohlen werden könne. Als ſich daher die Berathung 
zu den einzelnen Paragraphen des Gefeg-Entwurfs wandte und auf Grund 
jener allgemeinen Erwägungen namentlich die SS. 1. und 2. des Geſetz-Ent⸗ 
wurfs A., welche die Hauptbeſtimmung der beabſichtigten Legislation enthal⸗ 
ten, zur Erörterung geſtellt wurden, ſo erklärte zwar die Abtheilung, mit 
Ausnahme weniger Stimmen (unter denen ſich namentlich auch Abgeordnete 
der größeren Städte befanden), daß ſie die Abſchaffung der Mahl- und 

Schlachtſteuer an und für ſich wünſche; als aber demnächſt die definitive 
Frage geſtellt wurde: „Soll die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer 
unter der Vorausſetzung befürwortet werden, daß an Stelle derſelben eine 
Einkommenſteuer trete, bei welcher zur Ermittelung, Prüfung und Feſtſtel⸗ 
lung des derſelben unterworfenen Einkommens zunächſt die Angaben der 
Steuerpflichtigen dienen?“ wurde dieſe Frage mit 15 Stimmen gegen 4 
Stimmen verneint. Die Abtheilung ſchlägt daher dem hohen Landtage vor: 
die Einführung einer auf den Angaben der Steuerpflichtigen über ihr Ein⸗ 
kommen zu gründenden Einkommen⸗Steuer abzulehnen. 

Marſchall: Hier werden wir einſtweilen einhalten können und die 
Berathung auf dieſen Theil des Gutachtens vorläuſig beſchränken. 

Referent v d. Marwitz: Der Abgerdnete Hanſemann iſt Korreferent 
geweſen und hat ſich vorbehalten, das Korreferat mündlich vorzutragen; ich 
ſtelle anheim, ob ihm das Wort zu geſtatten fein wäre. 

Abg. Hanſemann: Ich habe in der Abtheilung zu den Wenigen ge⸗ 
hört, die das Prinzip der Einkommen⸗Steuer angenommen haben, und ich 
gehörte auch zu der Minorität, welche die Nothwendigteit einer vorgängigen 
Prüfung des Budgets anerkannte. Auf den letzteren Punkt gebe ich nicht 
weiter ein, weil er bei dem Anleihe-Geſetze erörtert worden iſt. Den von der 
Regierung vorgelegten Geſetz-Entwurf habe ich feinem Prinzipe nach für vor⸗ 
züglich gut erkannt. Ich bin alſo mit dem Prinzip des Geſetz-Entwurfs ein⸗ 
verſtanden, und dennoch muß ich zu meinem Bedauern davon abgehen. Es 
iſt, ſo wie die Anſichten jetzt beſtehen, nach den vielfachen von mir eingegan⸗ 
genen Erkundigungen eine allgemeine Abneigung, ja ich möchte ſagen, ein 
Widerwille gegen das Prinzip der Einmiſchung des Fiskus in die inneren 
Familien- und Gewerbe- Verhältniſſe; dieſer Umſtand macht es unmöglich, 
das Geſetz, ſo wie es vorgelegt iſt, zur Ausführung zu bringen. Es ſind 
auch gegen dieſes Geſetz, weil dadurch eine neue Steuer eingeführt werden 
ſoll, ähnliche Bedenken geltend gemacht worden, wie diejenigen, welche wir 
bei den Diskuſſionen über das Rentenbanken⸗ und das Anleihe⸗Geſetz gehört 
haben. Ich für mein Theil würde, für den Fall, daß das Prinzip des Ge⸗ 
ſetz⸗Entwurfs nicht angenommen wird, folgendes Amendement vorſchlagen: 
„Der Vereinigte Landtag erkennt den in dem vorgelegten Geſetz-Entwurfe 
enthaltenen Grundfag einer gleichmäßigeren Steuer- Vertheilung zwiſchen den 
wohlhabenderen und ärmeren Volksklaſſen als richtig und deſſen Ausführung, 
durch welche die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer herbeigeführt würde, 
als nothwendig an, erachtet jedoch die Verwirklichung der beabſichtigten Ein⸗ 
kommen⸗Steuer wegen des damit verbundenen ſiskaliſchen Eindringens in die 
Familien- und Gewerbs-Verhältniſſe als ungeeignet und trägt deshalb bei 
Sr. Majeſtät dem Könige allerunterthänigſt darauf an, daß dem nächſten 
Vereinigten Landtage ein die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer ſo 
wie die theilweiſe Erleichterung der zu den unteren Stufen der Klaſſenſteuer 
gehörigen Steuerpflichtigen, bezweckender Geſetz⸗-Entwurf vorgelegt werden 
möge, durch welchen die Klaſſenſteuer dem Prinzip der Einkommen ⸗ Steuer, 
jedoch ohne nothwendiges ſiskaliſches Eindringen in die Familien- und Ge⸗ 
werbs⸗Verhältniſſe, genähert werde. 

Marſchall: Es iſt die Frage, ob dieſer Antrag die geſetzliche Unter⸗ 
ſtützung von 24 Mitgliedern findet. (Wird hinreichend unterſtützt.) 
Finanz⸗Miniſter: Der Geſetz⸗Entwurf wegen Aufhebung der Mahl⸗ 
und Schlacht-Steuer und Einführung einer modiftzirten Klaſſenſteuer, reſp. 
einer Einkommen ⸗Steuer, iſt kein Geſetz-Entwurf in ſiskaliſchem Intereſſe, 
nämlich in dem Sinn, daß es die Abſicht ſei, das Staats-⸗Einkommen dadurch 
zu erhöhen, ſondern es iſt nur ein Geſetz-Entwurf, der eine gerechtere und 
angemeſſenere Vertheilung der Steuer auf demjenigen Gebiete bezweckt, wel⸗ 
cher gegenwärtig die Mahl und Schlachtſteuer und die Klaſſenſteuer einneh⸗ 
men. Gegen die Mahl- und Schlachtſteuer haben ſich in neuere Zeit vielfache 
Stimmen erhoben, namentlich iR von zwei Provinzial-Landtagen auf die 


Aufhebung dieſer Steuern angetragen worden, und zwar in der Art, daß an 


deren Stelle die Klaſſenſteuer eingeführt werden möge. Es find von den 
anderen Provinzial⸗Landtagen vielfache Anträge auf Abänderung und Modi⸗ 
fikation der Mahl⸗ und Schlachtſteuer eingegangen, fo daß die Staats⸗Re⸗ 
gierung nicht umhin gekonnt, ſich vielmehr für verpflichtet erachtet hat, dieſen 
Gegenſtand in ſorgfältige Erwägung zu ziehen. er Gegenſtand auf 


Es iſt d 
das gründlichſte und reiflichſte geprüft worden, und man if zu dem Reſul⸗ 


tate gelangt, daß die Mahl- und Schlachtſteuer aufzuheben, an deren Stelle 
dann aber nicht blos die bisherige Klaſſenſteuer zu ſetzen, ſondern für den 
in die beiden unteren Klaſſen der Klaſſenſteuer gehörenden Theil der Staats⸗ 
Einwohner die Klaffenfteuer beizubehalten, reſp. in die jetzigen mahl- und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Städte einzuführen und dagegen für denjenigen 
Theil der Staats - Einwohner, welcher gegenwärtig in beiden oberen 
Klaſſen der Klaſſen-Steuer gehört, eine Einkommen = Steuer einzuführen. 
Die Regierung muß fortwährend bei der Anſicht beharren, daß der Geſetzes⸗ 
vorſchlag ein Fortſchrutt zum Beſſeren auf dem Gebiete der Steuern ſei und 
namentlich mit Rückſicht auf die ſozialen Verhältniſſe eine richtigere Berthei- 
lung der Laſten herbeiführe, daß die mannigfachen Unbequemlichkeiten, welche 
eine neue Steuer, insbeſondere eine ſo umfaſſende, mit ſich führe, nicht zu 
ſche uen ſeien, vorausgeſetzt, daß fie Gewißheit darüber erlange, es werde ihr 
bei dieſer als wohlthätig und erjprießlih von ihr erkannten Maßregel die 
Unterſtützung des Landes zu Theil werden. Ueber dieſe Frage wird nun die 
hohe Verſammlung ſich auszuſprechen haben. Was den Geſetz⸗Entwurf ſelbſt 
anlangt, ſo ſind die Motive, die Tendenz deſſelben in einer Denkſchrift aus⸗ 
führlich erörtert; ich brauche alſo nicht auf ein näheres Detail einzugehen, 
da jedem Mitgliede der hohen Verſammlung die Denkſchrift und deren Bei⸗ 
lagen vollſtändig vorliegen. Ich will alſo nur noch kurz die weſentlichſten 
Momente hervorheben, welche die Maßregel der Regierung motivirt haben. 
Es find, wie bemerkt, gegen die Mahl- und Schlachtſteuer vielfache Be- 
ſchwerden erhoben worden. Wenn man lediglich vom finanziellen Standpunkte, 
namentlich von dem Standpunkte der Verwaltung, ausgeht, ſo können die 
Beſchwerden nicht in dem Maße für begründet erkannt werden, wie ſie von 
vielen Seiten dargefiellt worden. — Die Mahl- und Schlachtſteuer hat zu⸗ 
nächſt den Vortheil, daß ſie ſeit 27 Jahren beſteht und das Volk daran ge⸗ 
wöhnt iſt, und dies iſt gerade auf dem Gebiete des Steuerweſens ein erheb⸗ 
licher Vortheil. Es gewährt ferner dieſe Steuer alle Vortheile, welche über⸗ 
haupt eine indirecte Steuer mit ſich führt, nämlich eine bequeme Erhebung, 
indem nur Wenige die Steuer unmittelbar zahlen, und eine leichte Entrich⸗ 
tung, indem die Steuer-Auslage in dem Preiſe der Conſumtions-⸗Gegenſtände, 
auf denen ſie ruht, auf eine unmerkliche Weiſe, von den Steuerpflichtigen 
wiedererſtattet wird. Dies ſind unverkennbare Vortheile. Dieſem gegenüber 
ſtehen aber ſehr entſchiedene Nachtheile. Zunächſt trifft die Steuer der ge⸗ 
gründete Vorwurf, daß ſie die erſten, unentbehrlichſten Lebensbedürfniſſe be⸗ 
laſtet. — Daran knüpft ſich die Folge, daß durch dieſelbe im Allgemeinen 
der minder wohlhabende, der ärmere Theil der Unterthanen unverhältnißmä⸗ 
ßig belaſtet wird. Ein dritter Nachtheil beſteht darin, daß die Städte, welche 
der Mahl- und Schlachtſteuerpflicht unterworfen find, im Ganzen weit ſtär⸗ 
ker belaſtet find, als das platte Land. Die Zahlen find in der Denkſchrift 
näher angegeben; das Verhältniß iſt wie 1 zu 3, und wenn man auch an⸗ 
nimmt, daß die Leiſtungsfähigkeit der jetzigen mahl und ſchlachtſteuerpflichti⸗ 
gen Städte gegen das flache Land erheblich bedeutender iſt, ſo iſt doch die 
Differenz vicl zu groß, als daß fie durch dieſes Moment ausgeglichen werden 
könnte. Ferner kommt in Betracht, daß in den Städten ſelbſt, wo die Mahl⸗ 


und Schlachtſteuer beſteht, gerade die größte Ungleichheit in der Beſteuerung 
iſt. Es iſt ſchon oben bemerkt, daß der minder wohlhabende Theil der Ve— 


völkerung bei den beſtehenden Steuern im Allgemeinen unverhältnißmäßig 
ſtark herangezogen wird, und dies tritt bei der Mahl- und Schlachtſteur am 
meiſten hervor. Es werden von dieſer Steuer am ſtärkſten betroffen nicht 
diejenigen, welche die Wohlhabendſten ſind, ſondern diejenigen, welche gerade 
in der Lage ſich befinden, das größte Quantum an den unentbehrlichſten 
erſten Lebensbedürfniſſen verbrauchen zu müſſen. Es tritt ferner der Uebel⸗ 
ſtand hervor, daß ein Theil der Umgegend der mahl- und ſchlachtſteuerpflich⸗ 
tigen Städte einer doppelten Steuer unterliegt. Um die Einnahme aus der 
Mahl- und Schlachtſteuer zu ſichern, iſt es unerläßlich, fie auch in gewiſſer 
Beziehung auf die Umgegend auszudehnen, und das führt eine Beſteuerung 
theils durch die gedachte und theils durch die Klaſſenſteuer herbei. Endlich 
iſt ein wichtigerer Moment der, daß durch dieſe Mahl- und Schlachtſteuer 
wieder Steuerlinien im Innern gezogen ſind, welche den freien Verkehr in 
in dem Maße, wie er ſonſt zu wünſchen fein würde, nicht geftatten. Dieſe 
Nachtheile ſind gewiß von ſehr großer Bedeutung und überwiegen aus dem 
allgemeinen ſtaatlichen Standpunkte die Vortheile, welche blos aus dem 
finanziellen Standpunkte mit einer Mahl- und Schlachtſteuer, als einer 
indirecten Steuer, verbunden ſind. Es konnte alſo, wenn man darüber 
nicht in Zweifel ſein konnte, daß die Nachtheile der Schlacht- und Mahl⸗ 
ſteuer die Vortheile derſelben ſehr überwiegen, nur die Frage entſtehen, in 
welcher Weiſe iſt dieſem Mißverhältnig abzuhelfen? Es war vorgeſchlagen 
worden, die Klaſſenſteuer unbedingt auch auf die Städte zu übertragen. Dies 
iſt namentlich ein Vorſchlag, der auch von ſtändiſcher Seite ausgegangen iſt. 
Indeſſen konnte auf den Vorſchlag aus mehreren Rückſichten nicht eingegan⸗ 
gen werden. Wenn man das Verhältnitz der Bevölkerung der mahl⸗ und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Städte mit dem der klaſſenſteuerpflichtigen vergleicht, 
ſo würde das Einkommen, was die Städte gewähren würden, wenn man 
die Bevölkerung allein berückſichtigt, etwas über eine Million betragen; wenn 
man die höhere Leiſtungsfähigkeit der Städte mit in Betracht zieht, ſo würde 
man doch kaum auf die Hälfte der Summe kommen, die erforderlich iſt, um 
einen Erſatz für die Mahl- und Schlachtſteuer zu erhalten. Dazu kommt 
noch, daß den höheren Stufen der Klaſſenſteuer erhebliche Schwierigkeiten in 
größeren Städten entgegenſtehen, weil das Vermögen bei einer großen Anz 
zahl von Rentiers und ſonſtigen begüterten Perſonen in feinen Merkmalen 
nicht ſo hervortritt, wie es nothwendig iſt, um die Klaſſenſteuer richtig zu 
veranlagen. Es blieb alſo weiter nichts übrig, wenn man den Zweck errei⸗ 
chen wollte, als einen andern Weg einzuſchlagen, und zwar einen ſolchen, der 
vielſach von der öffentlichen Meinung angedeudet worden war, nämlich den 
einer Einkommenſteuer. Grundſätlich iſt die Einkommenſteuer gewiß für die 
richtigſte zu halten. Eins bleibt aber unerläßlich, nämlich, daß der Steuer 
die Selbſtdeklaration des Steuerpflichtigen zu Grunde gelegt werde, weil dies 
das einzige Mittel ift, eine gleichmäßige Vertheilung der Steuern herbeizufüh⸗ 
ren. Wie dieſe Steuer eingerichtet werden muß, das iſt Gegenſtand der ſpe⸗ 
ziellen Erörterung, aber die Selbſtdeklaration bleibt jedenfalls Grundſatz; 
denn ſoll der Verwaltung nicht ein feſter Anhalt gegeben werden, um beur⸗ 
theilen zu können, ob die Steuer auf einer richtigen Veranlagung beruhe, ſo 
ortſetzung in der zweiten Beilage.) 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 

ſind die größten Ungleichheiten zu beſorgen. Es würden die Abſchätzungen 
in den verſchiedenen Theilen der Monarchie und in den einzelnen Provinzen 
in ſich höchſt verſchieden ſein und eine gerechte Vertheilung der Steuern nicht 
erzielt werden. Wenn auf die Einkommenſteuer eingegangen werden ſoll, jo 
bleibt dieſer Grundſatz unerläßlich, und es wird alſo jetzt Aufgabe der hohen 
Verſammlung ſein, näher zu erwägen, ob auf dieſe Grundlage hin der Ge— 
ſetz⸗Vorſchlag anzunehmen ſei oder nicht. 

Referent von der Marwitz: Es iſt ſehr zu bedauern, daß der Herr 
Korreferent rückſichtlich feiner gewiß ſehr beſchränkten Zeit außer Stande ge 
weſen iſt, den Verſammlungen der Abtheilung ganz regelmäßig beizuwohnen. 
Wir haben daher das Amendement, welches er hier in Vorſchlag gebracht hat, 
in der Verſammlung der Abtheilung nicht zur Erörterung ziehen können. 
Ich habe das vortragen müſſen, indem es auffällig erſcheinen möchte, daß die 
Abtheilung nicht über das Amendement, was hier vorgeſchlagen worden iſt, 
ein beſtimmtes Gutachten abgegeben hat. 

Abg. Hanfemann: Den Berathungen der Abtheilung habe ich aller⸗ 
dings nicht in allen Stadien beiwohnen können, und namentlich nicht der Be⸗ 
rathung der einzelnen Artikel des Geſetzes. Ich habe indeſſen geglaubt, daß 
es gerade kein Unglück war, daß ich dieſer Berathung nicht beiwohnte; denn 
wenn man vorherſteht, daß ein Geſetz im Ganzen die Annahme nicht findet, 
ſo muß die Berathung der einzelnen Artikel, von mir wenigſtens, mehr nur 
als Form betrachtet werden. Es iſt mir zu meinem Bedauern allerdings un⸗ 
möglich geweſen, der Schlußberathung beizuwohnen, wo das Reſerat vorge⸗ 
tragen wurde. Indeſſen habe ich im Laufe der früheren Verhandlungen 
ſchon meine Abſicht zu erkennen gegeben, daß ich mich einem ſolchen Vor⸗ 
ſchlage, wie ich ihn heute gemacht habe, und wie er, ſo viel ich mich erinnere, 
von einem Mitgliede der Abtheilung im Laufe der Debatte gemacht worden 
iſt, gern anſchließen würde, indem ich dadurch einen guten Ausweg ſähe. 
Die Formulirung meines Amendements habe ich erſt heute Morgen vorge- 
nommen, und ich glaube, daß es auch nicht ſo ſehr darauf ankommt, wie 
gerade die einzelnen Worte deſſelben lauten; der Sinn deſſelben iſt aber 
analog mit dem, was in der Abtheilung mehrfach vorgetragen worden iſt. 

Abg. Krauſe: Hohe Verſammlung! Es will mich bedünken, ſo lange 
zwei Steuern, Mahl⸗ und Schlachtſteuer, fo wie Klaſſenſteuer, beſtehen, daß 
es unmöglich iſt, einen Ausbau der Klaſſenſteuer, wie allgemein beliebt wird, 
hervorzurufen. Denn es iſt in der Denkſchrift Seite 19 zu erſehen, daß im 
ganzen preußiſchen Staate nur 346 Haushaltungen vorhanden ſind, welche 
monatlich 12 oder jährlich 144 Thaler Steuern geben. Da will mir ein- 
leuchten, daß entweder der Einſchätzungs⸗Modus ein ungerechtfertigter iſt, oder 
daß alle diejenigen, welche dieſer Steuer unterliegen würden, in mahl⸗ und 
ſchlachtſteuerpflichtige Städte ziehen, dann ein Atteſt über ſechsmonatlichen 
Aufenthalt daſelbſt bringen, damit fie der Klaſſenſteuer auf dem Lande nicht 
mehr unterliegen. Mich will bedünken, will man einen höheren Satz bei der 
Klaſſenſteuer hervorbringen, fo muß man die Mahl- und Schlachtſteuer auf⸗ 
heben, ſonſt wird der Ausbau der Klaſſenſteuer ein unmöglicher. Nach mei⸗ 
nem Dafürhalten find wir noch nicht auf dem Standpunkte, um eine Eins 
kommenſteuer befürworten zu können. Ich glaube, bevor dies geſchehen kann, 
müſſen zuerſt die klaſſenſteuerpflichtigen Haushaltungen der unterſten beiden 
Stufen fo weit ermäßigt werden, daß fie gegen die frühere Beſteuerung einen 
Vortheil haben, und dies kann nur dadurch erlangt werden, wenn der Staat 
eine Quotiſirung für alle Verhältniſſe eintreten läßt. Bevor dies nicht ge⸗ 
ſchieht, ſo muß ich mich abſolut gegen den neuen Entwurf der Einkommen⸗ 
ſteuer erklären. 


Abg. Camphauſen: Seit einiger Zeit haben die Klagen über die 


Mahl- und Schlachtſteuer erheblich abgenommen und manche Stimmen ſich 
vielmehr zu ihren Gunſten vernehmen laſſen. Ob darin im Allgemeinen eine 
Aenderung der öffentlichen Meinung zu erkennen ſei, oder ob auch der Um⸗ 
ſtand mitgewirkt hat, daß die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer nun 
wirklich angeboten, dagegen aber die Einführung einer unbequemen und lä⸗ 
ſtigen direkten Steuer gefordert wird, das will ich nicht entſcheiden. Ich er⸗ 
kenne meinerfeits, daß die Mahl⸗ und Scllachtſteuer noch andere Nachtheile 
habe, als diejenigen, welche die Denkſchrift des Herrn Finanz Miniſters 
ſchildert. Das Streben nach einer gerechten und gleichmäßigen Vertheilung 
der Steuern, das Streben nach einer Entlaſtung der Unbemittelten, in einer 
ſolchen Form, welche allmälig nach der Oekonomie des Geſetz-Entwurfes 
weiter geführt werden kann, iſt eben der wichtigſte Grund, der mich für den 
Vorſchlag einnimmt, und zwar nicht nur dieſes Streben an ſich, ſondern daß 
daſſelbe ſowohl von denjenigen, zu deren Laſten es wirkt, als auch von den⸗ 
jenigen, zu deren Gunſten es wirkt, anerkannt werde. Wie dunkel und ver⸗ 
wirrt auch die Begriffe feien, welche ſich an die Schlagworte unſerer Zeit 
anknüpfen, an die Worte Pauperismus, Proletariat, Kommunismus, So⸗ 
zialismus, Organiſation der Arbeit, das wird Niemand leugnen, daß auf 
dem tiefſten Grunde dieſer wogenden Oberfläche eine Wahrheit liege, die 
Wahrheit nämlich, daß der Menſch, der lebt, auch das Recht habe, zu leben, 
und daß dieſes Recht von der Geſellſchaft in einem erweiterten Umfange an⸗ 
zuerkennen fei. (Einige Stimmen: Bravo!) Dem Wohle des Staates ent⸗ 
ſpricht es aber, daß ſich die Anerkennung immer mehr verbreite, daß das In⸗ 
tereſſe der Regitrung und das Intereſſe des Volkes identiſch ſei, und dieſe 
Anerkennung wird befördert, wenn der Steuerpflichtige nicht beſteuert wird, 
ſondern wenn er ſich ſelbſt beſteuert. Dadurch iſt ein Weg erſchloſſen, 
vermöge deſſen das Gefühl des Zuſammenhangs mit dem Staate, gewiſſer⸗ 
maßen der Identität mit dem Staate, in den Einzelnen tiefer eindringt. Der 
Steuerpflichtige hat bei der Einkommenſteuer nicht wie bei der indirekten 
Steuer ſeinen Beitrag zu den Staatslaften zu entrichten, ohne daß er es 
weiß, beinahe ohne daß er es fühlt. Er wird darauf hingewieſen, ſich ſeine 
Pflichten im Staate klar zu machen; er wird darauf hingewieſen, indem er 
ſich genöthigt ſieht, ſelbſt zu handeln, feinen eigenen Willen zur Thätigkeit 
zu rufen; er wird dazu genöthigt, indem er ſich ſelbſt, und zwar in jedem 
Jahre, klar machen muß, warum, wie viel und weshalb er Steuern zu ent⸗ 
richten hat, nicht in fremder, ſondern in eigener Sache. Durch das Ein⸗ 
dringen dieſes Bewußtſeins in das Volk wird die politiſche Entwickelung 
deſſelben in hohem Grade befördert, und ich muß die Einwendung zurück⸗ 
weiſen, daß wir für eine ſolche Entwickelung noch nicht reif ſeien, daß wir 


nicht zu vergleichen ſeien mit England, wo die politiſchen Inſtitutionen ſeit 
Jahrhunderten eine größere Reife des Volkes herbeigeführt haben. Das ſind 
die allgemeinen Gründe, die mich bewegen, dem Geſetze in feinen Prinzipien 
zuzuſtimmen, und namentlich in dem Prinzip, daß die Steuer auf der Selbſt⸗ 
angabe der Einzelnen beruhe. Auf die Details einzugehen, iſt gegenwärtig 
nicht an der Zeit, und wenn ich die poſitiven Gründe, die für die eigene 
Angabe des Einkommens reden, angeführt habe, ſo wild es die Aufgabe des 
Gouvernements ſein, wie es ſie ſchon theilweiſe erfüllt hat, diejenigen Gründe 
geltend zu machen, welche ſich aus praktiſchem Standpunkte dafür anführen 
laffen, daß durch dieſe Steuer ohne Selbſtangabe des Einkommens eine ge= 
rechte Vertheilung nicht erzielt werden kann. (Bravo!) 

Abg. Dittrich: Hohe Verſammlung! Auch ich erkenne an mit warmem 
Danke das Prinzip, was im vorliegenden Geſetz-Entwurf ausgeſprochen iſt, 
nicht aber die Art der Ausführung. Ich habe mir erlaubt, ein dem erſten 
Amendement ähnliches zu ſtellen, doch einigermaßen modifizirt, nämlich Se. 
Majeſtät den König zu bitten: 1) die Mahl- und Schlachtſteuer aufheben, 
und 2) zu deren Erſatze und zum Zwecke der Erleichterung der in den une 
teren Klaſſen der Klaſſenſteuer Steuernden mehrere Klaſſen anordnen zu 
wollen und zugleich ſolche, welche den jetzigen höchſten Steuerſatz überſteigen. 
Wenn man auch annimmt, daß in den höchſten Steuerſtufen nicht fo bedeu- 
tend viele Haushaltungen ſteuern würden, ſo würde doch durch die Zwiſchen⸗ 
ſtufen ſich viel erreichen laſſen, um die unteren Klaſſen zu ermäßigen, welches 
doch der Zweck der Allerhöchſten Propoſition iſt. 

Marſchall: Bevor wir weiter gehen, iſt zu ermitteln, ob der letzte 
Vorſchlag die geſetzliche Unterſtützung findet? (Pauſe.) Er hat fie gefunden, 
es wird ſich ſpäter zeigen, inwieweit es nöthig iſt, ihn zur Abſtimmung zu 
bringen, es kann jetzt nur erklärt werden, daß er event. zur Abſtimmung 
kommen wird. 

Abg. Baum: Meine Herren! Die gleichmäßige Vertheilung der Steuern 
iſt von der Gerechtigkeit geboten und folglich eine unabweisliche Pflicht des 
Staats. Dennoch ſehen wir, wie eine große Ungleichheit zwiſchen der Mahl⸗ 
und Schlacht- und der Klaſſenſteuer beſteht, die um ſo drückender iſt, als 
erſtere hauptſächlich auf den unteren Volksklaſſen laſtet. Wenn man der 
Schlacht⸗ und Mahlſteuer den Vorwurf macht, daß fie die unteren Volks⸗ 
klaſſen zur Defraudation verleite und demoraliſire, ſo kann dem neuen Ge⸗ 
ſetze der Vorwurf gemacht werden, daß es die höheren Klaſſen in Verſuchung 
führe. (Bravo) Kommt aber eine mildere Form für dies Geſetz in An⸗ 
wendung, ſo möchte die eine paſſendere ſein, daß eine Einſchätzung nach 
Klaſſen ſtattfände. Die anſtößige Vermögens-Angabe des Einzelnen fällt 
dann weg. Ich erkläre mich alſo gegen die Mahl- und Schlacht⸗Steuer, 
ich wünſche ihre Aufhebung und bin für eine Klaſſen-Steuer nach der Mo⸗ 
dalität, wie ich ſie vorgeſchlagen habe, eventuell für die Annahme einer Ein⸗ 
kommenſteuer nach Klaſſen und mit Einſchätzung, ſtimme indeß entſchieden 
gegen die vorgeſchlagene Einkommenſteuer mit den vexatoriſchen und inqui⸗ 
ſitoriſchen Formen. 

Abg. Kuſchke: Die Staats-Regierung will die Wünſche der Verſamm⸗ 
lung hören, und es ſcheint mir daher wohl angemeſſen, daß die Abgeordneten 
derjenigen Städte, in welchen die Mahl- und Schlachtſteuer erhoben wird, 
ſich hier darüber äußern. Auch in vertrete eine Stadt, es iſt Kolberg, wo 
die Mahl⸗ und Schlachtſteuer erhoben wird, und ich kann verſichern, daß bei 
den Bürgern und den übrigen Einwohnern kein Wunſch laut geworden ift, 
die Mahl- und Schlachtſteuer aufzuheben, und ich kann daher auch im Na⸗ 
men meiner Kommittenten ſagen, daß ich ſie nicht für einen Preis, wie er 
hier geboten wird, aufgehoben wünſche. 

Abg. Tſchocke: Im F. 12 heißt es: „Wenn größere Städte, mit einer 
Bevölkerung von mindeſtens 30,000 Einwohnern, die zur Beſtreitung ihrer 
Gemein⸗Bedürfniſſe erforderlichen Geldmittel lediglich durch Zuſchläge zu den 
direkten Staatsſteuern nicht füglich beſchaffen können und die mit der Ein⸗ 
ziehung der Klaſſenſteuer in großen Städten verbundenen Schwierigkeiten zu 
vermeiden wünſchen, ſo können auf ihren Antrag nach den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen beſondere Steuern, und namentlich auch auf Verbrauchsgegenſtände, 
angeordnet werden ꝛc.“ Nun frage ich Sie, meine Herren, auf was ſoll 
eine Stadt die Verbrauchsſteuer legen? Aufs Bier? Soll man den armen 
Leuten noch das verkümmern? Sollen wir fie auf Brod, Fleiſch, Butter 
oder Eier legen? Iſt denn das etwas Anderes, als eine ſolche Steuer, die 
beſeitigt werden ſoll? So, meine Herren, muß ich Ihnen ſagen, daß ich 
keinesweges Schutzredner der Mahl- und Schlachtſteuer bin, daß ich, wie 
irgend Jemand in der hohen Verſammlung, gewiß wünſche, daß ſte beſeitigt 
werde, aber nur dann, wenn ein Maßſtab gefunden wird, der Billigkeit und 
Gerechtigkeit mit der Möglichkeit der Ausführung verbindet. Ich ſtimme alſo 
gegen den Gefeg-Entwurf. (Mehrſeitige Zuſtimmung.) 

Abg. v. Gerlach: Soll ich mich zur Sache erklären, ſo kann ich mich 
nur für das indirekte Steuer-Syſtem erklären, als ein ſolches, welches im 
Vaterlande bekannt iſt; ich muß mich aber für direkte Steuern bei Kriegs⸗ 
zeiten und Landes⸗Kalamitäten erklären, und für dieſe Zeiten ſind ſie aufzu⸗ 
heben. Soll eine ſtehende Armee in Bewegung gefegt werden, fo find Re⸗ 
guifitionen und Leiſtungen aller Art unumgänglich erforderlich, keinem Schatze 
des Staates wäre es möglich, das Monate lang auszuhalten, und dann leiſte 
Jeder das, was er kann, und was ihm die Pflicht auflegt; aber nicht kann 
ich dafür ſtimmen, eine ſolche Steuer fortwahrend einzuführen, indem ich 
weiß, welche Unregelmäßigkeiten und Unannehmlichkeiten im Allgemeinen da⸗ 
bei ſtattgefunden haben, und welchen Unwillen ſie erregte. 

Abg. Stöpel: Ich meinerſeits nehme keinen Anſtand, mich öffentlich 
und unverholen dahin zu erklären, daß ich die Mahl- und Schlachtſteuer für 
den gelungenſten Theil unſerer Steuer⸗Geſetzgebung halte, und daß ich nur 
die Schwierigkeiten beklage, welche der Ausdehnung derſelben über das ganze 
Land entgegenſtehen. Ich bin um ſo mehr verpflichtet, dieſe Erklärung ab⸗ 
zugeben, weil ich dieſe Steuer ſeit ihrem mehr als fünfundzwanzigjährigen 


Veſtehen kenne, und weil fie mir und der Stadt, welche ich vertrete, alljähr- 


lich immer lieber und werther geworden iſt. 

Abg. Winzler: Ich begrüße in ſeinem Prinzipe das Geſetz freudig, 
wenn ich dies auch in allen ſeinen einzelnen Maßnahmen nicht thun kann. 
Um fo mehr aber iſt es zu bedauern, daß eine fo wichtige Vorlage nicht 
früher in unſeren Händen war, und ich glaube deshalb, meine Herren, es ſei 
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gerade hier die Stelle, eine Bitte, wie ich vermuthe, im Sinne mehrerer Mit⸗ 
glieder auszuſprechen; es ſei zu bedauern, ſagte ich, daß ein Geſetz, welches 
ſo gewichtig in die Vermögens-Verhältniſſe des Volkes, in die Erhaltungs⸗ 
Verhältniſfe des Staates eingreift, uns nicht viel früher und jetzt, nach kaum 
erhaltener Begutachtung deſſelben, ſo überraſchend ſchnell zur Veſchlußnahme hin⸗ 
gegeben wird. Deshalb ſtelle ich nun zwei Anträge und bitte die geehrten Spre⸗ 
cher nach mir und die hohe Verſammlung ſelbſt, ſich darüber zu äußern, ob 
fie ihnen paſſend erſcheinen. Der eine Antrag geht dahin, daß von der 
hohen Verſammlung die Vitte ausgeſprochen werde, wichtige Vorlagen früher 
und möglichſt den einzelnen Abgeordneten vor dem Beginn des Landtages 
zuzuſchicken, und zweitens vorläufig von der Einführung der Einkommen⸗ 
ſteuer abzuſtehen und dafür die Beibehaltung der Klaſſenſteuer zu erbitten. 

Marſchall: Wenn es darauf ankommt, die greſetzliche Unterſtützung 
zu ermitteln, ſo muß geſagt werden, daß der erſte Antrag ein ſolcher iſt, der 
nicht wohl zur Berathung geſtellt werden kann. Der zweite iſt nicht beſon— 
ders formulirt und wird auch zuſammenfallen mit bereits geſtellten Anträgen. 
Da der Antrag keine beſtimmte Faſſung bekommen hat, ſo erkenne ich es 
auch nicht für möglich, zu beſtimmen, in welcher Weiſe die geſetzliche Unter— 
ſtützung ermittelt werden ſoll; es iſt dem aber nichts entgegen, daß es bis zu 
einem ſpäteren Zeitpunkte der Berathung ausgeſetzt bleibe, in welcher Weiſe 
darauf zurückzukommen fein wird, ob durch Anſchluß an einen anderen Vor⸗ 
ſchlag oder in ſonſtiger Art. 

Abg. Winzler: Durchlauchtiger Marſchall, ich darf mich auf 
Beiſpiele berufen, die ſeit 9 Wochen vorgekommen find, daß mündlich 
vorgebrachte Bitten an Se. Majeſtät den König augenblicklich entweder 
angenommen oder verworfen worden ſind. Ich weiß nicht, ob die hohe 
Verſammlung meine Bitte für unpaſſend hält und zu der ihrigen machen 
will, ich halte ſie aber für eine nöthige und wünſchenswerthe und der hohen 
Verſammlung muß Gelegenheit gegeben werden, ſich darüber auszuſprechen, 
denn nur die hohe Verſammlung kann dies thun, überhaupt aber muß ich den 
Ausſpruch zurückweiſen, der Antrag wäre nicht beſonders formulirt. Ich 
gebe zu, daß andere ihre Anträge vielleicht beſſer nach den Anſichten des 
durchlauchtigen Herrn Marſchall formuliren können, ich aber glaube, als 
pflichttreuer Abgeordneter gehandelt zu haben, bin in meinem Rechte und 
kann Niemandem die Befugniß einräumen, die Formen meiner Anträge zu 
tadeln. | 

Marſchall: In dem, was ich geſagt habe, liegt kein Tadel. Der 
Antrag iſt nicht ſo gefaßt, mir auch nicht ſchriftlich übergeben, fo daß zu 
ermitteln wäre, ob er die Unterſtützung von 24 Mitgliedern findet. Der 
erſte Vorſchlag, der gemacht worden iſt, iſt ſchon bei anderer Gelegenheit 
zur Sprache gekommen, und es wird mir vom Herrn Seeretair fo eben 
das vorgelegt, was darüber ſchon verhandelt worden iſt, insbeſondere eine 
Außerung des Herrn Landtags-Kommiſſars, durch welche der Gegenſtand 
ſchon erledigt erſcheint. Es kann nicht im Wunſche und Interreſſe der Ver⸗ 
ſammlung liegen, auf dieſen Punkt durch Unterbrechung der vorliegenden 
Debatte zurückzukommen. 

Gen.⸗St.⸗Dir. Kühnet Man hat vorgeſchlagen, anſtart der Einkommen⸗ 
ſteuer eine Klaſſenſteuer einzuführen, aber ohne ein Maximum, d. h., man 
will eigentlich das, was das Geſetz will, eine Einkommenſteuer. Denn eine 
Klaſſenſteuer ohne ein Maximum kann doch nur nach dem Einkommen ſich 
richten. Man muß das Einkommen ermitteln, wenn man ſagen will, es 
ſoll Jemand 1000 Rthlr. geben; man muß doch wiſſen, was iſt das Ein⸗ 
kommen von denen, die weniger geben ſollen. Wenn ſich die Klaſſenſteuer 
nach äußeren Merkmalen richtet, ſo kann man es noch für möglich erachten, 
daß die Steuer nach vier großen Abtheilungen, jede mit drei Stufen, ver⸗ 
theilt werde. Es läßt ſich da noch durch eine Abſchätzung! von Seiten der 
Abſchätzungs-Vehörde ermitteln, in welche Klaſſe und Stufe der einzelne 
Mann gehört. Es läßt ſtch dies um ſo eher thun, als man glauben kann, 
daß namentlich in den höheren Stufen, wo die Abſchätzungen ſchon ſchwieriger 
werden, doch nicht leicht Jemand über eine abſolute Ueberbürdung, über 
eine ſolche Veſteuerung, die ihn in ſeiner Präſtationsfähigkeit zurückbrächte, 
die ihn mit dem Ruin ſeines Vermögens bedrohete, wird klagen können. 
Denn der Mann, bei dem es ſich fragt, ob er 96 oder 144 Rthlr. bezahlen 
ſoll, wird ganz gewiß dieſe 48 Rthlr, die er im ſchlimmſten Falle mehr zahlt, 
ſehr viel leichter aufbringen können, als der geringere Mann, der vielleicht 
mit Recht nicht höher, als mit 1 oder 2 Rthlr. eingeſchätzt werden kann. 
In dem Maaße aber, wie man nun mit der Klaſſenſteuer höher hinauf— 
gehen will, in dem Maaße würden die Abſchätzungs-Merkmale zweifelhafter 
und endlich ganz unhaltbar werden 

Abg. Möwes: Mit großem Danke muß auch ich bei der Vorlage dieſer 
Propoſition die wohlwollende Abſicht der Krone anerkennen, die dahin ge— 


richtet iſt, eine gleichartige Beſteuerung aller Unterthanen eintreten und dabei 


den ärmeren Klaſſen eine Erleichterung zu Theil werden zu laſſen. Wenn 
aber behauptet wird, daß hauptſächlich und vielfach der Arme von der jetzigen 
Mahl- und Schlachtſteuer bedrückt wird, ſo möchte ich fragen, ob denn der 
Beweis dafür bereits geführt worden iſt. Ich halte dies nur für eine ober⸗ 
flächliche Annahme, fo lange nur durch Zahlen und nicht beſtimmt durch Er— 
fahrungen nachgewieſen wird, daß dies der Fall iſt. Wenn aber endlich auf 
die Demoraliſation hingewieſen wird, die durch die Schlacht- und Mahlſteuer 
unterhalten würde, fo möchte ich eher behaupten, daß fie bei der Einkommen- 
ſteuer in einem viel höheren Grade eintreten und genährt werden würde. 
Aus dieſen Gründen erkläre ich mich gegen die Aufhebung der Schlacht- und 
Mahlſteuer und gegen die Einführung der Einkommenſteuer, erlaube ich mir 
aber ſchließlich die Bemerkung, daß ich mich durchweg zu dem Grundſatze 
bekenne, daß, wenn es ſich darum handelt, eine Maßregel einzuführen, die 
allgemein nützlich iſt und wahrlich zum allgemeinen Beſten gereicht, alle Par⸗ 
tikular⸗Intereſſen zurückſtehen müſſen, daß, wenn ich aber die Ueberzeugung 
habe, daß durch eine Maßregel, die vorgeſchlagen wird, nichts Gutes, nichts 
Erſprießliches, ſondern nur Nachtheiliges geſchaffen wird, es gewiß als ge⸗ 
rechtfertigt erſcheint, wenn ich der Aufhebung der Schlacht- und Mahlſteuer 
und der Einführung einer Einkommensteuer hier nicht das Wort rede. 

Abg. Sperling: Ich will in wenigen Worten die Unmöglichkeit dar⸗ 
legen, in Königsberg die Mahl⸗ und Schlachtſteuer in eine direkte Steuer 
umzuwandeln. Es beſteht ſchon jetzt daſelbſt eine direkte Einkommen⸗Steuer. 


Durch dieſelbe wird zum Stadthaushalte die Summe von etwa 70,000 Rthlr. 


kunft allgemein befriedigende Averſtonal-Quoten geboten werden. 


aufgebracht. Das, was durch die Mahl- und Schlachtſteuer aufgebracht 
wird, beträgt etwa 180,000 Rthlr. Schon bei einer Einkommen-Steuer von 
70,000 Rthr. giebt es für einzelne Steuerpflichtige Steuerquoten von 500 
Rthlr. und mehr. Sollte nun der Betrag, welcher an Mahl- und Schlacht- 
Steuer aufkommt, der Einkommen⸗Steuer hinzugeſchlagen werden, fo wür—⸗ 
den diejenigen Einwohner, die ſchon jetzt 500 Rthlr. und mehr Steuer zah- 
len, über 1000 und bis 1500 Rthlr. zahlen müſſen, und dies wäre eine 
Summe, zu der ſich Niemand verſtehen würde. Sie wäre geeignet, noch die 
wenigen Begüterten, welche in Königsberg ſich befinden, wegzutreiben. Da— 
her erlaube ich mir vertrauensvoll die Bitte, einem Amendement ſich gefäl- 
ligſt anzuſchließen, welches dahin geht: „Daß Se. Majeſtät ehrfurchtsvoll 
gebeten werde, die Umwandlung der Mahl- und Schlachtſteuer in eine direkte 
Steuer nur infoweit Allerhöchſt zu befehlen, als es von den einzelnen Städ⸗ 
ten, in welchen die Mahl- und Schlachtſteuer beſteht, ſelbſt gewünſcht und 
beantragt wird.“ 

Marſchall: Es iſt früher ſchon ein ähnlicher Antrag gemacht wor- 
den, die Mahl- und Schlachtſteuer den Städten zu belaſſen, die nicht beſon⸗ 
ders um Aufhebung derſelben anſuchen, und es fragt ſich, ob er gegenwär— 
tig wieder unterſtützt wird? (Er wird unterftügt.) s 

Graf Renard: Ich meinerſeits habe nur zwei ganz einfache Amende- 
ments zu ſtellen; das eine geht dahin: daß den von der Einkommen-Steuer 
Betroffenen geftattet werden möge, Averſional-Quoten zu bieten, (es trifft 
mit einem anderen, was wir ſchon bereits gehört haben, nahe zuſammen), 
daß die wie immer geſtaltete Kommiſſion beauftragt würde, dieſe Averſional— 
Quoten, wenn nur irgend möglich, anzunehmen. Steht dieſes feſt, fo wür—⸗ 
den, um alle fiskaliſche Behelligungen, Schätzungen, Rechnungs-Vorlagen, 
Vereidigungen zu vermeiden, gewiß ſofort großentheils und in nächſter Zu⸗ 
Mein zwei⸗ 
tes Amendement geht dahin: daß wir die Staatsbeamten, ihr Einkommen 
möge fein, welches es wolle, von dieſer Steuer ausnehmen. (Große Heiter— 
leit.) Entweder wir können uns ihre Leiſtungen ... (Wird durch Gelächter 
unterbrochen.) Mir erſcheint dieſe Manipulation nur als ein täuſchend Spiel, 
nur als ein Zahlen aus einer Taſche in die andere; entweder wir können uns 
ihre Intelligenz, ihre Leiſtungen billiger verſchaffen, was ich jedoch nicht an⸗ 
nehmen kann, ſo gebe man ihnen geringere Gehalte, oder wir können dies 
nicht; dann wollen wir ihnen ihr gegenwärtiges Gehalt nicht verkümmern, 
da eine ſolche Maßregel unmittelbar zur Erhöhung der Gehalte führen 
müßte. (Wielftimmiges Bravo.) (Ruf zur Abſtimmung.) 

Graf v. Gneifenau: Mit Freuden würde ich mich einem Geſetz-Ent⸗ 
wurfe anſchließen, welcher die ganze arme Bevölkerung zu erleichtern den 
Zweck hätte; einem ſolchen Geſetz- Entwurf würde ich meinen vollen Beifall 
ſchenken; da dies nicht iſt, ſo tritt ein anderer Fall ein, und ich muß mich 
allerdings gegen einen nur partielle Intereſſen berückſichtigenden Geſetz-Ent⸗ 
wurf erklären. Ueber die Mahl- und Schlachtſteuer, über ihre Vorzüge und 
Nachtheile iſt hier ſo viel verhandelt worden, daß ich nichts hinzuzufügen 
wüßte. Ich will nur bemerken, daß es mir höchſt wichtig geweſen iſt, von. 
vielen Vertretern mahl- und ſchlachtſteuerpflichtiger Städte, und Ire 
der größeren, die Anſicht ausgeſprochen zu hören, daß fie ſich für die Beibe⸗ 


haltung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer erklären. Eine ſolche Erklärung von 


Männern, welche im praktiſchen Leben ſich bewegen, gilt mir weit höher, 
als alle bändereichen Bücher und langen Journal-Artikel mit theoretiſchen 
Ausführungen gegen die Mahl- und Schlachtſteuer. Ich muß indeß noch er⸗ 
wähnen, daß zwei Provinzial-Landtage für die Aufhebung derſelben ſich er⸗ 
klärt haben, aber es handelt ſich hier nicht allein um Aufhebung der Steuer, 
ſondern es handelt ſich auch um einen Erſatz für dieſelbe, und den haben ſie 
nicht beantragt. Ihr Beſchluß galt nur eine Erleichterung, ohne etwas an 
deren Stelle zu ſetzen. Ich meinestheils würde nun gegen die Aufhebung der 
Mahl- und Schlachtſteuer nichts einzuwenden haben, wenn nicht das Geſchenk 
der Einkommenſteuer damit verbunden wäre. (Heiterkeit.) h 

Abg. Dorenberg: Hohe Verſammlung! Zweierlei will ich meinem 
Vortrage voranſchicken, nämlich kurz und laut. Ich will der Verſammlung 
die Anſichten mittheilen, die ich nach meinen Erfahrungen über den vorlie- 
genden Gegenſtand habe. Auch mein Wunſch iſt es, daß die Mahl- und 
Schlachtſteuer erlaſſen werde, da ſo viel Beſchwerde darüber erhoben und auch 
ſchon auf mehreren Provinzial-Landtagen über Abſchaffung derſelben verhan⸗ 
delt worden iſt. Was die Erhebung der Steuer in den Städten ſelbſt be- 
trifft, ſo iſt das Ueble derſelben bereits auch auf dieſem Platze genugſam an⸗ 
erkannt worden; aber auch für die Landgemeinden, die nahe an einer mahl⸗ 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Stadt wohnen, führt dieſe Steuer viele Kalami⸗ 
täten herbei, indem dieſelben, wenn ſie nach der Stadt kommen, ihre Waaren 
verſteuern, darauf aber auch auf dem Lande ihre Steuer zahlen müſſen. 
Abgeſehen von dieſer doppelten Veſteuerung, iſt es für die Landgemeinden lä⸗ 
ſtig, ſich der ſtrengen Kontrolle an den Thoren unterwerfen zu müſſen. Ich 
frage Sie, meine Herren, paßt es wohl noch für unſere Zeit, wenn die Leute 
nach der Stadt kommen, und der Mann ſteht da mit dem Spieße, von dem 
er ſo oft Gebrauch zu machen angewieſen iſt? (Lachen) Nun, werden die 
Herren das verfechten? | 

Ich erkläre mich aber eben fo entſchieden gegen die Einkommenſteuer, die 
man einführen will; ich kann mir keinen Begriff machen, was dieſe Steuer 
für Folgen haben wird. — Ich verſetze mich auf das Land. Seit 27 Jahren 
haben wir die Klaſſenſteuer bezahlt; man iſt daran gewöhnt und hört nicht 
mehr darüber klagen. Ich frage Sie nun, was für eine Unruhe, ja, ich möchte 
ſagen, welchen Mißmuth würde es bei unſeren Kommittenten zu Hauſe er⸗ 
wecken, wenn ſie hören, es ſoll eine neue Steuer eingeführt werden? Die 
Klagen und Veſchwerden werden darüber viel größer werden, als fie jetzt 
über die Mahl- und Schlachtſieuer ſind. Es werden Viele von Ihnen ſich 
der Zeit noch erinnern, als die Klaſſenſteuer eingeführt wurde; 5 bis 10 Jahre 
ſind darüber hingegangen, bis man ſich beruhigt hat. Jetzt iſt Alles ſo ziem⸗ 
lich in Ordnung, und jetzt kommt man und will eine neue Steuer einführen. 
Eine große Unzufriedenheit würde jedenfalls dadurch entſtehen. Was denken 
Sie, meine Herren, was unſere Kommittenten dazu ſagen würden, wenn es 
auf einmal hieße: Ihr ſollt jetzt abgeſchätzt werden bis in die innerſten Tie⸗ 
fen, wie man ſich ausgedrückt hat, euer Schleier der Geheimniſſe ſolksgelüf⸗ 
tet werden? (Große Heiterkeit.) 

(Schluß folgt.) 


